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Vorwort

Bei der Auswahl des Speisenanbieters für Einrichtungen 
mit Gemeinschaftsverpflegung können und sollten nicht 
nur finanzielle Aspekte, sondern auch Qualitätskriterien 
berücksichtigt werden. Durch die Verwendung von Quali-
tätskriterien wird ein entscheidender Beitrag zur Siche-
rung von Qualitätsstandards in der Verpflegung, welche 
in besonderem staatlichem Interesse liegen, sicherge-
stellt. Soweit die Einrichtung bzw. deren Träger dem Ver-
gaberecht unterliegt, muss die Auswahl eines Spei-
senanbieters grundsätzlich im Wettbewerb erfolgen, 
dessen Einhaltung die Vergabevorschriften sicherstellen 
sollen. Dieser Leitfaden soll Einrichtungen und deren Trä-
ger bei der Durchführung und Vorbereitung des Vergabe-
verfahrens unterstützen. Dabei werden die möglichen 
Qualitätsstandards nur in Auszügen und beispielhaft, 
nicht aber vollständig erfasst.

In jeder Einrichtung finden sich unterschiedliche Gege-
benheiten, sodass die jeweils individuellen Bedarfe und 
Bedürfnisse zu berücksichtigen sind. Die Verantwortung 
für die individuelle Gestaltung und Durchführung des 
einzelnen Vergabeverfahrens liegt im Verantwortungsbe-
reich der zuständigen Vergabestelle. Daher kann diese 
Broschüre lediglich eine Hilfestellung sein. Weiter ist  
darauf hinzuweisen, dass dieser Leitfaden nicht das 
gesamte Vergaberecht abbilden kann. Schließlich ist  
klarzustellen, dass aufgrund der erst kürzlich erfolgten 
umfassenden Reform des Vergaberechts die Fortentwick-
lung der Rechtsprechung zu beobachten bleibt. Eine  
Haftung für die Richtigkeit und Vollständigkeit dieses 
Wegweisers wird vor diesem Hintergrund durch den 
Herausgeber nicht übernommen. Es wird daher den Ver-
gabestellen empfohlen, sich im Vergaberecht ständig 
weiterzubilden und sich mit den jeweils maßgeblichen 
Regelungen auseinanderzusetzen. Dieser Wegweiser 
beschränkt sich auf die Vergabe von Verpflegungsleistun-
gen durch die vorstehend beschriebenen Einrichtungen 
bzw. deren Träger in Bayern und damit auf den für diese 
Einrichtungen geltenden Rechtsrahmen.

Wir würden uns freuen, wenn Sie uns Ihre Erfahrung  
bei der Anwendung des Wegweisers mitteilen. Auch für 
Kritikpunkte sind wir dankbar.  
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AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Euro- 
 päischen Union

CPV Common Procurement Vocabulary (Gemein- 
 sames Vokabular öffentlicher Aufträge)

DGE Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V.

GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen,  
 4. Teil, in der Fassung vom 18.04.2016

KonzVgV  Konzessionsvergabeverordnung

UVgO Verfahrensordnung für die Vergabe öffentli- 
 cher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unter- 
 halb der EU-Schwellenwerte (Unterschwellen- 
 vergabeordnung) in der Fassung vom  
 07.02.2017

VgV Verordnung über die Vergabe öffentlicher  
 Aufträge (Vergabeverordnung) in der Fassung  
 vom 18.04.2016

VOL/A Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen  
 – Teil A in der Fassung vom 20.11.2009

Abkürzungen



Vergaberechtliche  
Ausgangssituation 
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Rechtsrahmen
Das Vergaberecht umfasst sämtliche Regelungen, die 
den Einkauf von Gütern und Leistungen durch die öffent-
liche Hand betreffen. Eines der Ziele des Vergaberechts 
ist der wirtschaftliche Einkauf von Leistungen, sodass 
Steuergelder sparsam und sachgerecht verwendet wer-
den. Aufträge sind in einem transparenten Wettbewerb 
zu beschaffen, in dem alle Teilnehmer gleich behandelt 
werden. Dabei ist das deutsche Vergaberecht zweigeteilt. 
Es sieht die Anwendung verschiedener vergaberechtli-
cher Regelungen vor, deren Anwendung sich danach 
bestimmt, ob der geschätzte Auftragswert den jeweils 
maßgeblichen EU-Schwellenwert erreicht oder unter-
schreitet. So beläuft sich z.B. der gegenwärtige EU-
Schwellenwert für Lieferleistungen auf einen Betrag in 
Höhe von 214.000,- EUR netto. Ab Erreichen des jeweili-
gen EU-Schwellenwertes sind öffentliche Aufträge und 
Konzessionen gemäß der §§ 97 ff. GWB europaweit zu 
vergeben. Dadurch soll ein europaweiter Wettbewerb 
gewährleistet werden. Unterschreitet der geschätzte Auf-
tragswert den jeweils maßgeblichen EU-Schwellenwert, 
ergibt sich die Ausschreibungspflicht insbesondere aus 
dem staatlichen und kommunalen Haushaltsrecht. Weiter 
ergeben sich bei Aufträgen unterhalb der EU-Schwellen-
werte, soweit sie binnenmarktrelevant sind, Ausschrei-
bungspflichten aus den primärrechtlichen Vorgaben des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV). Ein Auftrag ist binnenmarktrelevant, wenn er 
von eindeutigem grenzüberschreitendem Interesse ist. 
Folge ist in diesem Fall u.a., dass z.B. bei Beschränkten 
Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb und Ver-
handlungsvergaben ohne Teilnahmewettbewerb eine 
vorherige, ausreichend zugängliche Bekanntgabe der 
Vergabeabsicht und der für die Ausschreibung relevan-
ten Informationen erfolgen muss. Dabei müssen min-
destens diejenigen wesentlichen Punkte des zu erteilen-
den Auftrags veröffentlicht werden, die ein potenzieller 
Bieter für die Entscheidung, ob er Interesse an dem Auf-
trag bekunden will, benötigt. 

Maßgebliche Regelungen für die Vergabe von Verpfle-
gungsleistungen, deren geschätzter Wert den 

maßgeblichen EU-Schwellenwert erreicht oder über-
schreitet und die damit grundsätzlich EU-weit zu verge-
ben sind, finden sich insbesondere im Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und in der Vergabe-
verordnung (VgV) sowie, sofern eine Dienstleistungs-
konzession vergeben wird, in der Konzessionsvergabe-
verordnung (KonzVgV). 

Regelungen für die Vergabe von Verpflegungsleistungen, 
deren geschätzter Wert den maßgeblichen EU-Schwellen-
wert unterschreitet, enthalten für staatliche Auftraggeber 
in Bayern insbesondere die Bekanntmachungen der Bay-
erischen Staatsregierung (u.a. die Verwaltungsvorschrift 
zum öffentlichen Auftragswesen, welche mit Bekanntma-
chung der Bayerischen Staatsregierung vom 1.11.2017 
veröffentlicht wurde (VVöA)) sowie die Unterschwellen-
vergabeordnung (UVgO). Die neu eingeführte UVgO 
ersetzt für staatliche Auftraggeber in Bayern die Vergabe- 
und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A). Dabei 
ermöglicht die VVöA staatlichen Auftraggebern 
bestimmte Abweichungen von der UVgO. 

Für kommunale Auftraggeber in Bayern enthält insbe-
sondere die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums des Innern und für Integration über die Ver-
gabe von Aufträgen im kommunalen Bereich vom 31. 
Juli 2018 (AllMBl. S. 547), die durch Bekanntmachung 
vom 27. Februar 2019 (BayMBl. Nr. 90) geändert worden 
ist (nachfolgend „Bekanntmachung zur Vergabe von Auf-
trägen im kommunalen Bereich“), Regelungen für die 
Vergabe von Verpflegungsleistungen  unterhalb der EU-
Schwellenwerte. In dieser Bekanntmachung wird kom-
munalen Auftraggebern die Anwendung der UVgO emp-
fohlen. Sofern die kommunalen Auftraggeber dieser 
Empfehlung folgen und die UVgO anwenden, sieht die 
Bekanntmachung Abweichungen von der UVgO vor. Es 
wird nachfolgend unterstellt, dass kommunale Gemein-
schaftseinrichtungen die UVgO bei der Vergabe von Ver-
pflegungsleistungen anwenden. 

Staatliche und kommunale Auftraggeber werden nach-
folgend einheitlich auch als „Auftraggeber“ bezeichnet.
Soweit in diesem Wegweiser der Begriff „Bieter“ ver-
wendet wird, gelten die jeweiligen Ausführungen auch 
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immer für „Bietergemeinschaften“, soweit nicht aus-
drücklich unterschieden wird. Entsprechendes gilt für die 
Begrifflichkeiten „Bewerber“ und 
„Bewerbergemeinschaft“.

Wo sind die rechtlichen Vorgaben zu finden?

Vergaberechtliche Vorschriften ergeben sich u.a. 
aus:  

• Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB), Teil 4: Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
und Konzessionen

• Vergabeverordnung (VgV)

• Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV)

• Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) 

Informationen zum Vergabewesen in Bayern finden 
sich unter: www.vergabeinfo.bayern.de

Vergabegrundsätze

Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen oder Konzes-
sionen sind die vergaberechtlichen Grundsätze einzuhal-
ten. Diese finden sich in § 97 GWB für EU-weite Verga-
ben und in § 2 UVgO für Vergaben im Anwendungsbe- 
reich der UVgO. Im Folgenden wird auf die wichtigsten 
der in der untenstehenden Abbildung dargestellten 

vergaberechtlichen Grundsätze eingegangen. Diese sind 
die Grundsätze der Transparenz, der Gleichbehandlung, 
des Wettbewerbs und der Berücksichtigung mittelständi-
scher Interessen:

Wettbewerb (§ 97 Abs. 1 S. 1 GWB, § 2 Abs. 1 S. 1 
UVgO): Öffentliche Aufträge und Konzessionen sind im 
Wettbewerb zu vergeben. Der Wettbewerbsgrundsatz 
soll u.a. Chancengleichheit im und durch das Vergabe-
verfahren gewährleisten. Der Wettbewerbsgrundsatz ver-
langt dabei regelmäßig die Vergabe in einem formalisier-
ten Verfahren, an dem sich mehrere Bieter beteiligen 
können. Es sollen möglichst viele Bieter die Gelegenheit 
haben, ihre Leistung anzubieten.  

Transparenz (§ 97 Abs. 1 S. 1 GWB, § 2 Abs. 1 S. 1 
UVgO): Es sind transparente und damit für die Bieter 
nachvollziehbare Vergabeverfahren durchzuführen. Hier-
durch soll ein fairer Wettbewerb der Bieter garantiert 
werden und die Gefahr einer Günstlingswirtschaft oder 
willkürlicher Entscheidungen ausgeschlossen werden. 
Der Transparenzgrundsatz verlangt, dass alle Bedingun-
gen und Modalitäten des Vergabeverfahrens in der 
Bekanntmachung und in den Vergabeunterlagen klar, 
genau und eindeutig formuliert sind, damit alle durch-
schnittlich fachkundigen Bieter bei Anwendung der übli-
chen Sorgfalt deren genaue Bedeutung verstehen und 
sie in gleicher Weise auslegen können und der Auftrag-
geber imstande ist, tatsächlich zu überprüfen, ob die 
Angebote der Bieter die für den betreffenden Auftrag 
geltenden Kriterien erfüllen. Außerdem müssen die 
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einzelnen Verfahrensschritte und alle das Vergabeverfah-
ren betreffenden Entscheidungen ausreichend dokumen-
tiert werden.

Gleichbehandlung (§ 97 Abs. 2 GWB, § 2 Abs. 2 UVgO): 
Der Gleichbehandlungsgrundsatz soll die Entwicklung 
eines gesunden und effektiven Wettbewerbs zwischen 
den sich um einen öffentlichen Auftrag bewerbenden 
Unternehmen fördern und bedeutet, dass die Bieter 
sowohl zu dem Zeitpunkt, zu dem sie ihre Angebote vor-
bereiten, als auch zu dem Zeitpunkt, zu dem diese vom 
öffentlichen Auftraggeber beurteilt werden, gleich behan-
delt werden müssen. Dieser Grundsatz gebietet insbe-
sondere, dass alle Bieter bei der Abfassung ihrer Ange-
bote die gleichen Chancen haben, was voraussetzt, dass 
die Angebote aller Wettbewerber den gleichen Bedingun-
gen unterworfen sein müssen.  

Berücksichtigung mittelständischer Interessen (§ 97 Abs. 
4 GWB; §§ 2 Abs. 4, 22 UVgO): Als besondere Ausprä-
gung des Wettbewerbsgrundsatzes gilt das Gebot der 
losweisen Vergabe. Aufträge und Konzessionen sind in 
kleinere Auftragseinheiten (= Lose, siehe hierzu im Ein-
zelnen S. 7 f.) zu teilen. Die Mittelstandsförderung im 
Sinne des § 97 Abs. 4 GWB, §§ 2 Abs. 4, 22 UVgO sichert 
kleinen und mittleren Unternehmen eine faire Wettbe-
werbschance, indem mittelständischen Unternehmen  
die Möglichkeit eröffnet wird, sich im Rahmen ihrer Leis-
tungsfähigkeit am Wettbewerb zu beteiligen.

Auftragsgegenstand

Sobald der Auftraggeber die Entscheidung getroffen hat, 
Verpflegungsleistungen am Markt einzukaufen, hat er zu 
überlegen, welche Leistungen er im Einzelnen beschaf-
fen möchte. 

Dabei steht dem Auftraggeber ein weites Leistungsbe-
stimmungsrecht zu, da das Vergaberecht zwar die Art 
und Weise der Beschaffung regelt, nicht jedoch, was der 
Auftraggeber beschaffen möchte. Der Auftraggeber ist 
also berechtigt, den Inhalt der Leistung gemäß seinen 
Erfordernissen und Wünschen auszugestalten. Allerdings 
gilt das Leistungsbestimmungsrecht nicht unbegrenzt. 
Seine Grenzen findet das Leistungsbestimmungsrecht in 
dem sog. Gebot der produktneutralen Ausschreibung. 
Dies bedeutet, dass der Auftraggeber in der Leistungsbe-
schreibung nicht auf eine bestimmte Produktion oder 
Herkunft oder ein besonderes Verfahren, das die Erzeug-
nisse oder Dienstleistungen eines bestimmten Unterneh-
mens kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, 
Typen oder einen bestimmten Ursprung verweisen darf, 
wenn dadurch Unternehmen oder bestimmte Produkte 
begünstigt oder ausgeschlossen werden (vgl. § 31 Abs. 6 
S.1 VgV; § 23 Abs. 5 S. 1 UVgO). Allerdings kann aus-
nahmsweise vom dem Gebot der Produktneutralität 
abgewichen werden; u.a. wenn dies aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt ist (vgl. § 31 Abs. 6 S.1 VgV; § 23 
Abs. 5 S. 2 f. UVgO). 

Eine Abweichung aus sachlichen Gründen setzt voraus, 
dass 

• die Abweichung durch den Auftragsgegenstand sach-
lich gerechtfertigt ist,

• vom Auftraggeber dafür nachvollziehbare objektive 
und auftragsbezogene Gründe angegeben worden 
sind und die Bestimmung folglich willkürfrei getroffen 
worden ist,

•  solche Gründe tatsächlich vorhanden (festzustellen 
oder notfalls erwiesen) sind, 

•  die Bestimmung die Unternehmen nicht diskriminiert, 

• und dies alles ausreichend dokumentiert wird. 
 
 
Beispiel für eine Abweichung der produktneutralen 
Ausschreibung aus sachlichen Gründen:

Für eine Kita sollen Verpflegungsleistungen ausge-
schrieben werden. Ausgehend vom Grundsatz der 
produktneutralen Ausschreibung müssen alle Ver-
pflegungssysteme zugelassen werden. Ist in der 
Kita jedoch keine Küche vorhanden und besteht 
keine Möglichkeit zur Aufbereitung von Mahlzeiten 
des Cook & Chill oder Cook & Freeze Systems, ist 
es i.S.v. § 31 Abs. 6 S.1 VgV bzw. § 23 Abs. 5 S. 2 f. UVgO 
sachlich gerechtfertigt, in der Leistungsbeschrei-
bung allein das System Cook & Hold vorzugeben. 

Die Rechtsprechung setzt jeweils hohe Anforderungen 
an die Rechtfertigung für eine produktspezifische Aus-
schreibung und prüft genau, ob die vorgenannten Vor-
aussetzungen eingehalten und dokumentiert sind (vgl. 
für Verpflegungsleistungen VK Baden-Württemberg, 
Beschluss vom 04.05.2018 - 1 VK 8/18).

Lose

Um den Mittelstand in Deutschland zu unterstützen, for-
dert das Vergaberecht, Aufträge in Teilaufträge, sog. Lose, 
aufzuteilen (§ 97 Abs. 4 S. 2 GWB; § 22 Abs. 1 S. 1 
UVgO). Das bedeutet, dass Leistungen grundsätzlich in 
der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art 
oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben sind. 

Beispiel für eine Losaufteilung der Menge nach 
(Teillose):

Es soll ein Auftrag zur Belieferung von fünf (5) 
räumlich entfernt auseinander liegenden Schulen 
mit Mittagsverpflegung vergeben werden. Nach 
dem vorgenannten Grundsatz der Losaufteilung hat 
der Auftraggeber für die räumlich entfernt liegenden 
Schulen fünf (5) unterschiedliche Teillose zu bilden. 
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Allerdings kann von dem Grundsatz der Losaufteilung 
abgewichen werden, wenn wirtschaftliche oder techni-
sche Gründe dies erfordern (vgl. § 97 Abs. 4 S. 3 GWB, § 
22 Abs. 1 S. 2 UVgO). Es ist aus diesem Grunde in jedem 
Einzelfall zu prüfen, ob einzelne oder sogar alle Lose aus 
wirtschaftlichen oder technischen Gründen zu einem 
Gesamtauftrag zusammengefasst werden können. Dabei 
ist zu beachten, dass Lose regelmäßig insbesondere klei-
neren und regionalen Speisenanbietern eine Teilnahme 
an einem Vergabeverfahren erlauben. Je umfangreicher 
der jeweilige Auftrag, desto schwieriger wird es in der 
Regel für kleine Unternehmen, diesen Auftrag ausführen 
zu können und sich an dem Vergabeverfahren zu 
beteiligen.

Beispiel für eine Abweichung vom Grundsatz der 
Losaufteilung:

Ein Träger beabsichtigt, einen Auftrag zur Speisen-
lieferung für eine Schule und die daneben liegende 
Kita zu vergeben. Er hat berechnet, dass die tägli-
chen Fahrtkosten außer Verhältnis zu den Kosten 
für die Speisen stehen, wenn getrennte Lieferauf-
träge für die Schule und Kita vergeben würden. 
Weiter wäre der einzelne Auftrag zur Speisenver-
sorgung der Kita aufgrund der geringen Anzahl der 
dort zu versorgenden Kinder und der Fahrtkosten 
unwirtschaftlich für den Träger und daher nicht 
umsetzbar. Unter diesen Voraussetzungen sprechen 
im Rahmen der jeweils durchzuführenden Interes-
sensabwägung gute Gründe dafür, dass wirtschaft-
liche Gründe eine Gesamtvergabe der Speisenliefe-
rung für Schule und Kita erfordern. 

Außerdem können sog. Angebots- und Zuschlagslimitie-
rungen festgelegt werden. Dies bedeutet, dass jeder Bie-
ter nur auf eine begrenzte Anzahl von Losen Angebote 
abgeben darf (= Angebotslimitierung) und der Auftrag-
geber die Zahl der Lose begrenzen kann, auf die ein Bie-
ter den Zuschlag erhalten darf (= Zuschlagslimitierung). 
So kann verhindert werden, dass ein einzelner Bieter den 
Zuschlag für alle Lose erhält. Siehe hierzu im Einzelnen  
§ 30 VgV und § 22 UVgO.

Lieferauftrag, Dienstleistungsauftrag  
und Dienstleistungskonzession

Öffentliche Auftraggeber können Verpflegungsleistungen 
als öffentlichen Liefer- oder Dienstleistungsauftrag oder 
als Dienstleistungskonzession vergeben. Danach richten 
sich die zu beachtenden Vergabebestimmungen und die 
relevanten EU-Schwellenwerte. 

Liefer- und Dienstleistungsauftrag 
Ein öffentlicher Liefer- oder Dienstleistungsauftrag unter-
scheidet sich von einer Dienstleistungskonzession u.a. 
dahingehend, dass der Auftraggeber für die vom Auf-
tragnehmer erbrachte Leistungserbringung ein Entgelt 
an den Auftragnehmer bezahlt.

Beispiel für einen Lieferauftrag 

Der Träger einer Kita vergibt den Auftrag zur Liefe-
rung von Mittagsverpflegung für eine Kita. Der Lie-
ferant liefert die fertig zubereiteten Speisen zur Kita 
und erhält vom Träger die vereinbarte Vergütung. 
Weitere Leistungen erbringt der Lieferant nicht. 
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Hinsichtlich der Vertragslaufzeit gibt es für öffentliche 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge keine ausdrücklich 
normierte zeitliche Begrenzung. Im Hinblick auf den 
Grundsatz des Wettbewerbs spricht sich insbesondere 
die nationale Rechtsprechung für eine Begrenzung der 
Laufzeit aus (vgl. VK Bund, Beschluss vom 16.05.2015 - 
VK 2 - 27/15; Beschluss vom 08.04.2015 - VK 2-21/15). Die 
Vergabekammer des Bundes hat sich in den von ihr ent-
schiedenen Einzelfällen für eine Begrenzung der Laufzeit 
auf 4 Kalenderjahre ausgesprochen (vgl. VK Bund, 
Beschluss vom 16.05.2015 - VK 2 - 27/15; Beschluss vom 
08.04.2015 - VK 2-21/15). Zwar haben sich, soweit ersicht-
lich, die für die vergaberechtliche Rechtsprechung maß-
geblichen Nachprüfungsinstanzen in Bayern mit der 
Frage, ob die Laufzeit eines Vertrages begrenzt werden 
muss, noch nicht befasst. Bis zu einer entsprechenden 
Entscheidung empfiehlt es sich aber, Aufträge für Ver-
pflegungsleistungen vor dem Hintergrund der vorge-
nannten Rechtsprechung nur befristet zu vergeben.

PRAXISTIPP

Verpflegungsleistungen werden oftmals für 4 Jahre 
ausgeschrieben. 

Dienstleistungskonzession 
Bei einer Dienstleistungskonzession räumt der Auftrag-
geber dem Auftragnehmer (Speisenanbieter) für die von 
diesem zu erbringende Dienstleistung das Recht zur Ver-
wertung der Dienstleistung ein (ggf. zzgl. einer Zahlung). 
Die Vergütung für seine Dienstleistung erhält der Auf-
tragnehmer von Dritten (z. B. den Essensteilnehmern). 
Wesentliches Unterscheidungsmerkmal zum öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag ist dabei, dass bei einer 

Dienstleistungskonzession das Betriebsrisiko beim Auf-
tragnehmer liegt, was voraussetzt, dass dieser das wirt-
schaftliche Nutzungs- und Verwertungsrisiko trägt. 

Die Laufzeit eines Konzessionsvertrages muss gemäß § 3 
Abs. 1 S. 1 KonzVgV zeitlich begrenzt sein. Die regelmä-
ßige Laufzeit von Dienstleistungskonzessionen bei Ver-
pflegungsleistungen liegt bei fünf Jahren. 

Beispiel für eine Dienstleistungskonzession

Eine öffentliche Einrichtung vergibt die Bewirtschaf-
tung ihrer Betriebsgastronomie für die Dauer von 
vier Jahren. Der Betreiber erhält das Nutzungsrecht 
für die Kantine und bietet die von ihm zubereiteten 
Speisen auf eigenes wirtschaftliches Risiko an. Die 
Speisen werden direkt von den Essensteilnehmern 
bezahlt. 

„Das Betriebsrisiko liegt beim Auftragnehmer“ – 
Was bedeutet das?

In der Praxis zahlen in diesen Fällen die Essens-
teilnehmer bzw. bei Kindern deren Eltern regel-
mäßig auf Grundlage privatrechtlicher Verträge 
direkt an den Speisenanbieter eine Vergütung. 
Soweit eine Zuzahlung seitens des Auftraggebers 
erfolgt, darf diese nicht so hoch sein, dass kein 
Betriebsrisiko für den Auftragnehmer mehr 
besteht. 

Andernfalls handelt es sich nicht um eine Dienst-
leistungskonzession, sondern um einen öffentli-

chen Dienstleistungsauftrag.

Vergaberechtliche Ausgangssituation
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Für die Vorbereitung und Durchführung der Ausschrei-
bung sollte ausreichend Zeit eingeplant und ein realisti-
scher Zeitplan erstellt werden. 

So nimmt bereits die Erstellung der Vergabeunterlagen 
und die jeder Vorbereitung immanente Abstimmung zwi-
schen den einzelnen Verantwortlichen regelmäßig einen 
gewissen Zeitraum in Anspruch. Wird im Rahmen der 
Vorbereitung zu oberflächlich gearbeitet, rächen sich 
etwaige Fehler regelmäßig bereits im Vergabeverfahren, 
spätestens aber in der Vertragsdurchführung. Das ist in 
beiden Fällen ärgerlich, weil sich Fehler im späteren Ver-
gabeverfahren nur schwer und teilweise gar nicht korri-
gieren lassen. Die Folge kann in diesen Fällen die Aufhe-
bung des Vergabeverfahrens sein und dies Schadenersatz- 
ansprüche der Bieter begründen. Ist der Vertrag dagegen 
bereits geschlossen, kann der Vergabeverstoß nicht 
mehr korrigiert werden und es muss mit Nachtragsforde-
rungen und sogar mit Vertragsstreitigkeiten gerechnet 
werden.

Weiter ist für die Durchführung des Vergabeverfahrens 
ausreichend Zeit vorzusehen. Schließlich muss dem Auf-
tragnehmer ausreichend Zeit zur Vorbereitung der Leis-
tungsausführung eingeräumt werden. 

Bedarfsbestimmung und Definition des 
Auftragsgegenstands

Entscheidend für einen reibungslosen Ablauf des Verga-
beverfahrens ist die sorgfältige Definition des Auftrags-
gegenstandes, d. h. der gewünschten Verpflegungsleis-
tungen. Daher sollte zu Beginn eine Ist-Analyse und 
Bedarfsbestimmung durchgeführt werden. So wird deut-
lich, welche Möglichkeiten und Bedarfe vor Ort in der 
Einrichtung bestehen. 

Hierfür sollte zunächst die Strategieplanung durch die 
Leitungsebene erfolgen, um Zuständigkeiten und Finan-
zierungsverantwortungen festzulegen. 

In der Analysephase sollten Rahmenbedingungen, 
Bedarfe und Wünsche hinsichtlich der Verpflegung fest-
gestellt werden. Hilfreich ist daher die Benennung eines 
Verpflegungsbeauftragten. Diese Person ist erster An-
sprechpartner in Sachen Verpflegung und Schnittstellen-
manager zwischen allen Beteiligten. Weiterhin empfiehlt 
sich die Gründung eines Essensgremiums. Mitglieder 
dieses Gremiums sollten insbesondere die Einrichtungs-
leitung, der Träger, der Verpflegungsverantwortliche, die 
Vertreter der Essensteilnehmer sowie weitere mögliche 
Verpflegungsbeteiligte sein. 

PRAXISTIPP

Indem alle Akteure der Verpflegung mit eingebunden, 
Ideen ausgetauscht und Bedenken geäußert werden, 
kann von Beginn an die Akzeptanz der Verpflegung 
gefördert werden. Dabei dürfen die vergaberechtlichen 
Rahmenbedingungen nicht außer Acht gelassen werden. 
Im Stadium der Analysephase können Bedarfe erfasst 
und Meinungen ausgetauscht werden, sodass ein 
gemeinsames Verpflegungskonzept erarbeitet werden 
kann. Dieses bildet die Grundlage für die Leistungsbe-
schreibung der Ausschreibung. Sobald das Vergabever-
fahren für die Verpflegungsleistung begonnen ist, ist 
eine Änderung der Leistungsanforderungen nicht mehr 
möglich.

Ein gemeinsam erstelltes Verpflegungskonzept stellt dar, 
wie die Verpflegung organisiert werden soll und beinhal-
tet den Konsens der Beteiligten zum Bewirtschaftungs- 
und Verpflegungssystem, zu den Rahmenbedingungen 
und zu den Anforderungen an die Verpflegung. Damit ist 
der Auftragsgegenstand definiert. Mithilfe dieser Grund-
lage können weitere finanzielle Entscheidungen getrof-
fen und die Leistungsbeschreibung erstellt werden.
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PRAXISTIPP

Zum gemeinsamen Austausch sind regelmäßige Treffen 
erforderlich. Für diese sollten Tagesordnungen und Pro-
tokolle erstellt werden, um den aktuellen Informations-
stand und getroffene Entscheidungen festzuhalten.

Hilfreiche Fragen für die Erhebung der Rahmenbe-
dingungen für die zukünftige Verpflegungsleistung:

• Wo befindet sich die Einrichtung?

• Wer ist an der Einrichtung Ansprechpartner für  
die Verpflegung?

• Wie viele Personen sind insgesamt in der 
Einrichtung?

• Wie viele Personen nehmen potentiell an der 
Verpflegung teil?

• Welche Räumlichkeiten stehen für die Verpflegung 
zur Verfügung?

• Welche Ausstattung mit Geräten und Geschirr ist 
jeweils vorhanden?

• Welche Produktionssysteme sind vor Ort möglich?

• Welche Ausgabesysteme sind vor Ort möglich?

• Wie sind die Essenszeiten für die Verpflegung?

• Welche Angebote bestehen bereits vor Ort: Wa-
ren- oder Getränkeautomaten, Kioskangebote?

• Wie ist die Erfassung und Übernahme von  
Betriebskosten geregelt? 

Hilfreiche Fragen für die Bedarfsbestimmung:

• In welchem Umfang soll Verpflegung angeboten 
werden – nur Mittagsverpflegung und/oder Früh-
stück und/oder Zwischenverpflegung?

• Für welchen Zeitraum wird ein Auftragnehmer 
gesucht?

• Soll ein Dienstleistungsauftrag oder eine Dienst-
leistungskonzession vergeben werden?

• Welches Bestellsystem ist an der Einrichtung 
möglich? Wer stellt das Bestellsystem bereit?

• Welche Stornierungsmöglichkeiten soll es geben?

• An welchen Tagen soll die Verpflegung angeboten 
werden? 

• Wie viele Menülinien sollen angeboten werden?

• Welche Qualitätskriterien sollen beachtet werden 
(z. B. Bayerische Leitlinien Gemeinschaftsverpfle-
gung, Qualitätsstandards der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung e.V. (DGE))? 

• Welches Getränkeangebot soll vorhanden sein?

• Werden Aktionstage gewünscht? Wenn ja, in wel-
cher Art und Häufigkeit?

• Welche Anforderungen gibt es bei besonderen 
Ernährungsbedürfnissen wie krankheitsbedingten 
oder kulturellen Speisevorgaben? Welche Alterna-
tiven sollen vorgehalten werden?

• Welche Anforderungen bestehen hinsichtlich der 
Verwendung von ökologischen, saisonalen oder 
fair gehandelten Produkten?

• Welches Bezahlsystem ist an der Einrichtung mög-
lich? Wer stellt das Bezahlsystem?

• Gibt es Preisvorgaben?

• Muss das Personal vom Auftragnehmer gestellt 
werden? Falls ja, welche Anforderungen werden 
an das Personal gestellt?

• Welche Reinigungsaufgaben hat der Auftragneh-
mer zu erfüllen?

• Welche Entsorgungsaufgaben hat der Auftragneh-
mer zu erfüllen?

• Wie soll das Abfallmanagement gestaltet sein? Ist 
ein Konzept zur Vermeidung von Lebensmittelab-
fällen gewünscht? 

Markterkundung

Im Vorfeld eines Vergabeverfahrens können Markterkun-
dungen durchgeführt werden, um auf diese Weise die 
Auftragsvergabe vorzubereiten und Unternehmen über 
die Auftragsvergabepläne und -anforderungen zu unter-
richten (vgl. näher § 28 VgV; § 20 UVgO).

Schätzung des Auftragswertes

Wie bereits im 1. Abschnitt (Vergaberechtliche Ausgang-
situation, Unterabschnitt „Rechtsrahmen“ (S. 5)) er-
wähnt, muss für die Frage, ob ein Auftrag europaweit 
nach den §§ 97 ff. GWB oder nach den Regelungen 
unterhalb der EU-Schwellenwerte zu vergeben ist, der 
Auftragswert zutreffend geschätzt werden. Dabei ist 
grundsätzlich auf den geschätzten Gesamtwert des Auf-
trages (ohne Umsatzsteuer) abzustellen. Bei der Berech-
nung ist zwischen Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
sowie Dienstleistungskonzessionen zu unterscheiden. 

Liefer- und Dienstleistungsauftrag
Die maßgebliche Regelung zur Schätzung des Auftrags-
wertes bei öffentlichen Liefer- und Dienstleistungsauf-
trägen enthält § 3 VgV. Dieser sieht eine Reihe von 
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Sondervorschriften zur Schätzung des Auftragswertes 
vor. So kann z.B. gemäß § 3 Abs. 11 Nr. 2 VgV bei zeitlich 
befristeten Aufträgen mit einer Laufzeit von über 48 
Monaten oder bei Verträgen mit einer unbefristeten Lauf-
zeit, für die jeweils kein Gesamtwert angegeben wird, 
zur Bestimmung des Auftragswertes der 48-fache 
Monatswert herangezogen werden (vgl. § 3 Abs. 11 Nr. 2 
VgV). 

Falls eine Losvergabe stattfindet, muss bei der Vergabe 
von mehreren Losen eines Dienstleistungsauftrages und 
bei der Vergabe von mehreren Losen eines Lieferauftra-
ges, soweit sie gleichartige Lieferungen betreffen, der 
Wert aller Lose berücksichtigt werden (vgl. § 3 Abs. 7, 
Abs. 8 VgV).

PRAXISTIPP

Die Vergabekammer Südbayern hat in einer Entschei-
dung aus dem Jahre 2017 (Beschluss vom 23.08.2017 - 
Z3-3-3194-1-24-05/17) Folgendes in die Auftragswertbe-
rechnung miteinbezogen: 

Geschätzter Portionspreis x geschätzte tägliche Anzahl 
der Essen x Verpflegungstage während der Vertragslauf-
zeit + geschätzte Kosten für die Bereitstellung des 
Geschirrs + geschätzte Betriebs-, Unterhalts- und 
Wartungskosten 

Dienstleistungskonzession
Berechnet wird der geschätzte Gesamtumsatz des Auf-
tragnehmers über die Vertragsdauer (vgl. § 2 KonzVgV). 
Findet eine Losvergabe statt, muss der Gesamtwert aller 
Lose berechnet werden. 

PRAXISTIPP

In die Berechnung des Wertes einer Dienstleistungskon-
zession fließen die folgenden Kosten ein: 

Voraussichtlicher Gesamtwert des Auftrags ohne Um-
satzsteuer, d. h. insbesondere voraussichtliche Zahlun-
gen Dritter an den Speisenanbieter als Gegenleistung 
für die Speisen, voraussichtliche zusätzliche Zahlungen 
des Auftraggebers, etwaige staatliche Investitionshilfen, 
voraussichtliche sonstige finanzielle Vorteile jeder Art

Schwellenwerte
Die derzeitigen, für die Vergabe von Verpflegungsleistun-
gen maßgeblichen, EU-Schwellenwerte stellen sich wie 
folgt dar: 

Die Schwellenwerte für ein EU-weites Verfahren werden 
im zweijährigen-Rhythmus angepasst, zuletzt zum 
01.01.2020.

Soziale und besondere Dienstleistungen sind solche 
Dienstleistungen, die im Anhang XIV der Richtlinie 
2014/24/EU genannt sind. Ob ein Dienstleistungsauftrag 
als eine solche Dienstleistung eingeordnet und damit 
erst ab einem geschätzten Auftragswert von 750.000 € 
netto gemäß der §§ 97 ff. GWB europaweit vergeben 
werden muss, muss im jeweiligen Einzelfall anhand des 
jeweiligen CPV-Codes geprüft werden. 

Was ist ein CPV Code?

CPV steht für „Common Procurement Vocabulary”, 
d. h. „Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge”. Es dient zur einheitlichen Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes bei EU-Vergabeverfahren. 
Hierfür wird dem Auftragsgegenstand ein numeri-
scher Code aus bis zu neun Ziffern zugeordnet. Auf-
traggeber müssen in den Bekanntmachungen den 
passenden CPV-Code für die zu vergebende Leis-
tung angeben. Dadurch wird Unternehmen die 
Suche nach passenden Ausschreibungen 
erleichtert.

Lieferauftrag 

Dienstleistungsauftrag

Auftrag über soziale und 
besondere Dienstleistung

Dienstleistungskonzession

214.000 € netto 

214.000 € netto

750.000 € netto

5.350.000 € netto
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Bestimmung der Verfahrensart

Für die Ausschreibung von Verpflegungsleistungen sind 
verschiedene Verfahrensarten denkbar. Diese richten sich 
nach der auszuschreibenden Leistung und deren  

 

 
Auftragswert (vgl. S. 31). Regelmäßig kommen dabei die 
folgenden Verfahrensarten in Betracht:

Bei der Vergabe von öffentlichen Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen unterhalb des EU-Schwellenwerts erfolgt 
in der Regel eine Öffentliche Ausschreibung oder eine 
Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb. 
Bei einer Öffentlichen Ausschreibung fordert der Auftrag-
geber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
öffentlich zur Abgabe von Angeboten auf. Jedes interes-
sierte Unternehmen kann ein Angebot abgeben. Bei 
einer Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahme- 

wettbewerb fordert der Auftraggeber eine unbeschränkte 
Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines Teilnahme-
wettbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträ-
gen auf. Nur diejenigen Unternehmen, die vom Auftrag-
geber nach Prüfung der übermittelten Informationen 
dazu aufgefordert werden, dürfen ein Angebot abgeben. 
Dabei darf gemäß § 36 UVgO die Zahl der geeigneten 
Bewerber, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert 
werden, nicht niedriger als drei sein. 

Liefer- und Dienstleistungen mit einem Auf-
tragswert, der den jeweils maßgeblichen 
EU-Schwellenwert unterschreitet (für staatli-
che Auftraggeber: VVöA i.V.m. § 8 ff. UVgO; 
für kommunale Auftraggeber: Nr.1.2 der 
Bekanntmachung von Aufträgen im kommu-
nalen Bereich i.V.m. § 8 ff. UVgO)

Grundsatz

Wahlweise Öffentliche Ausschreibung oder Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb

Ausnahme nur, soweit gemäß VVöA (für staatliche Auftrag-
geber) und Bekanntmachung zur Vergabe von Aufträgen im 
kommunalen Bereich (für kommunale Auftraggeber) oder § 
8 Abs. 3, Abs. 4 UVgO ausdrücklich zugelassen 

Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb, 
Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb

Liefer- und Dienstleistungen mit einem Auf-
tragswert, der den jeweiligen EU-Schwellen-
wert erreicht oder überschreitet (§ 14 ff. VgV)

Grundsatz

Wahlweise offenes Verfahren  
oder nicht offenes Verfahren

Ausnahme und nur, soweit nach VgV ausdrücklich zugelas-
sen Insbesondere Verhandlungsverfahren mit oder ohne 
Teilnahmewettbewerb

Dienstleistungskonzession mit einem 
Auftragswert, der den maßgeblichen 
EU-Schwellenwert unterschreitet

Es existieren keine Verfahrensregelungen, dennoch keine 
Vergabe im „rechtsfreien Raum“. Maßgeblich ist vielmehr 
Art. 3 GG sowie, bei einer Dienstleistungskonzession mit 
Binnenmarktrelevanz, die Grundsätze und Grundfreiheiten 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV). 

Es gelten (daher) neben dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
insbesondere die Vergabegrundsätze der Transparenz und 
des Wettbewerbs

Dienstleistungskonzession mit einem 
Auftragswert, der den maßgeblichen 
EU-Schwellenwert unterschreitet

Es existieren keine Verfahrensregelungen, dennoch keine 
Vergabe im „rechtsfreien Raum“. Maßgeblich ist vielmehr 
Art. 3 GG sowie, bei einer Dienstleistungskonzession mit 
Binnenmarktrelevanz, die Grundsätze und Grundfreiheiten 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV). 

Es gelten (daher) neben dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
insbesondere die Vergabegrundsätze der Transparenz und 
des Wettbewerbs
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Oberhalb des EU-Schwellenwerts haben sich für die Ver-
gabe von öffentlichen Liefer- und Dienstleistungsaufträ-
gen das offene und das nicht offene Verfahren bewährt. 
Bei einem offenen Verfahren fordert der öffentliche Auf-
traggeber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
öffentlich zur Abgabe von Angeboten auf. Jedes interes-
sierte Unternehmen kann ein Angebot abgeben. Bei 
einem nicht offenen Verfahren fordert der öffentliche Auf-
traggeber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur 
Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Nur 
diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen Auftrag-
geber nach Prüfung der übermittelten Informationen 
dazu aufgefordert werden, können ein Angebot einrei-
chen. Die Anzahl der geeigneten Bewerber, die zur 
Abgabe eines Angebots oder zur Teilnahme an Verhand-
lungen aufgefordert werden, kann beim nicht offenen 
Verfahren und beim Verhandlungsverfahren mit Teilnah-
mewettbewerb nach § 51 VgV beschränkt werden, darf 
jedoch beim nicht offenen Verfahren nicht niedriger als 
fünf und beim Verhandlungsverfahren mit Teilnahme-
wettbewerb nicht weniger als drei betragen. 

PRAXISTIPP

Das nicht offene Verfahren (für Verpflegungsleistungen 
oberhalb des Schwellenwerts) bzw. die Beschränkte Aus-
schreibung mit Teilnahmewettbewerb (für Verfahren 
unter dem Schwellenwert) bieten sich insbesondere an, 
wenn ein Probeessen bewertet wird, weil auf diese 
Weise die Anzahl der Probeessen und damit der Wer-
tungsaufwand beschränkt werden kann.

Die nachfolgende Abbildung fasst die bisherigen Schritte 
bei der Vorbereitung der Ausschreibung zusammen:
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Die Vergabeunterlagen müssen alle Angaben beinhalten, 
die Unternehmen die Entscheidung zur Teilnahme am 
Vergabeverfahren ermöglichen. In der Regel bestehen 
die Vergabeunterlagen aus (vgl. § 29 VgV, § 21 UVgO):

• dem Anschreiben, insbesondere der Aufforderung zur 
Abgabe von Teilnahmeanträgen oder Angeboten oder 
Begleitschreiben für die Abgabe der angeforderten 
Unterlagen

• den Bewerbungsbedingungen, d. h. der Beschreibung 
der Einzelheiten zur Durchführung des Verfahrens ein-
schließlich der Angabe der Eignungs- und Zuschlags-
kriterien, sofern nicht bereits in der Auftragsbekannt-
machung genannt

•  den Vertragsunterlagen, d. h. Leistungsbeschreibung 
und Vertragsbedingungen

Leistungsbeschreibung

Kernstück der Vergabeunterlagen ist die Leistungsbe-
schreibung, in der die ausgeschriebene Leistung 
beschrieben sein muss. Daher muss die Leistungsbe-
schreibung mit größter Sorgfalt unter Beachtung der Ver-
gabegrundsätze erstellt werden. Die Leistungsbeschrei-
bung muss eine klare Kalkulationsgrundlage für die 
Bieter bieten. Daher sind alle kalkulationsrelevanten 
Umstände in der Leistungsbeschreibung anzugeben.  
Die zu erbringenden Leistungen sind so eindeutig und 
erschöpfend wie möglich darzustellen.

Basis für die Leistungsbeschreibung sind bei der Vergabe 
von Verpflegungsaufträgen regelmäßig die Ergebnisse 
der Analysephase und das ggf. daraufhin erstellte Ver-
pflegungskonzept (siehe hierzu S. 10). Dabei bietet sich 
die Möglichkeit an, in der Leistungsbeschreibung Min-
destanforderungen an die Qualität der vom Auftragneh-
mer zu erbringenden Verpflegungsleistung festzulegen. 
Mindestanforderungen sind vom Auftraggeber festge-
legte Anforderungen an die vom Auftragnehmer zu 

erbringende Leistung, z.B. die Vorgabe, eine Mahlzeit 
anzubieten, bei der die Warmhaltezeit maximal 180 
Minuten beträgt. Ein Angebot, das die Mindestanforde-
rungen nicht erfüllt, ist von der Wertung zwingend auszu-
schließen (§ 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV; § 42 Abs. 1 Nr. 4 UVgO).

PRAXISTIPP

Die Anforderungen der Leistungsbeschreibung sind mit 
Augenmaß zu formulieren. Je höher die Anforderungen 
an die Verpflegungsleistungen sind, desto weniger Bieter 
können diese möglicherweise erfüllen. Dies kann dazu 
führen, dass keine Angebote abgegeben werden. 

In der Leistungsbeschreibung ist der Auftragsgegen-
stand so eindeutig und erschöpfend wie möglich zu 
beschreiben, sodass die Beschreibung für alle Bieter 
gleich verständlich ist und die Angebote der Bieter mitei-
nander verglichen werden können. Hat ein Bieter den-
noch offene Fragen, kann er diese beim Auftraggeber 
stellen und insbesondere klarstellende oder ergänzende 
Informationen einholen. Diese zusätzlichen Informatio-
nen müssen allen Bietern zugänglich gemacht werden, 
um die Gleichbehandlung der Bieter zu gewährleisten. 

Eine nicht eindeutige Leistungsbeschreibung kann dazu 
führen, dass Auftraggeber und Bieter unterschiedliche 
Ansichten über den genauen Leistungsumfang haben. 
Hierbei gilt: Widersprüche und Unklarheiten in der Leis-
tungsbeschreibung gehen im Zweifel zu Lasten des 
öffentlichen Auftraggebers. Mit der Angebotsunterzeich-
nung wird die Leistungsbeschreibung zum Vertragsbe-
standteil und die Bieter verpflichten sich, die geforderten 
Leistungen zu erbringen.
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Was sind mögliche Folgen einer nicht eindeutigen 
Leistungsbeschreibung?

• Nicht vergleichbare Angebote und daraus resultie-
rend keine Möglichkeit der vergaberechtskonfor-
men Angebotswertung

• Nachprüfungsverfahren bei nicht vergaberechts-
konformer Angebotswertung

• Überhöhte Angebotspreise, da nicht benötigte 
Leistungen mit einberechnet werden

• Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich des ge-
schuldeten Leistungsumfangs bei der späteren 
Auftragsdurchführung

• Nachtragsforderungen 
 

PRAXISTIPP

Die eindeutige Beschreibung der gewünschten Leistung 
ist elementar für die spätere Zufriedenheit mit der er-
brachten Verpflegung. So ist beispielsweise die Aussage, 
dass eine „gesunde Mahlzeit“ bereitgestellt werden 
muss, wenig hilfreich und sogar vergaberechtlich proble-
matisch. Der Begriff „gesund“ lässt zahlreiche Interpreta-
tionen zu. Besser ist es, die Anforderungen, welche der 
Auftraggeber an eine „gesunde Mahlzeit“ stellt, präzise 
in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen.

Bei der Formulierung von geforderten Leistungen muss 
auf klare Aussagen geachtet werden! Daher sollten keine 
Aussagen mit „sollte, wünschenswert wäre, etc.“, son-
dern „muss“ verwendet werden. Weiterhin bietet es sich 
an, „mindestens“ und „höchstens“ als Formulierung zu 
wählen, sodass für den Bieter die Möglichkeit besteht, 
eine darüber hinausgehende Leistung zu erbringen.

Neben der Leistungsbeschreibung haben die Vergabeun-
terlagen unter anderem die Eignungs- und Zuschlagskri-
terien zu enthalten, soweit diese nicht bereits in der ggf. 
erforderlichen Auftragsbekanntmachung (siehe S. 32) 
genannt sind bzw. im Hinblick auf die Eignungskriterien 
genannt sein müssen (vgl. hierzu nachfolgend).

Es muss dabei stets genau zwischen Eignungs- und 
Zuschlagskriterien unterschieden werden.

Eignungskriterien

Öffentliche Liefer- und Dienstleistungsaufträge und 
Dienstleistungskonzessionen werden an fachkundige 
und leistungsfähige (= geeignete) Unternehmen ver-
geben. Zur Überprüfung der Fachkunde und Leistungs-
fähigkeit der Bieter legt der Auftraggeber bestimmte  
Eignungskriterien fest. 

Eignungskriterien dürfen sich auf folgende Aspekte 
beziehen:

•  Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

• wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

•  technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Die Eignungskriterien müssen mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung und in einem angemessenen Ver-
hältnis stehen.

Welche Kriterien können als Eignungskriterien  
definiert werden?

Oberhalb der Schwellenwerte sind die maßgebli-
chen Regelungen für die Eignungskriterien in den 
§§ 44-46 VgV aufgeführt. 

Unterhalb der Schwellenwerte sind Vorgaben zu 
Eignungskriterien in § 33 UVgO zu finden.

Bei der Vergabe von Verpflegungsleistungen bietet es 
sich insbesondere an, Nachweise betreffend die Eig-
nungskategorie der technischen und beruflichen Leis-
tungsfähigkeit der Bieter zu fordern.

Als Beleg der erforderlichen technischen und beruf-
lichen Leistungsfähigkeit der Bieter bei der Vergabe 
von Verpflegungsleistungen können u.a. verlangt 
werden:

• Angemessene Anzahl an Referenzen über geeig-
nete Leistungen der letzten drei Jahre (unter Be-
rücksichtigung von Verpflegungssystem/täglich zu 
liefernder Portionszahl)

• Beschreibung der Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung, hier insbesondere Qualitätsmanagement-
system einschließlich Hygienekonzept

• Erklärung zur durchschnittlichen Beschäftigtenan-
zahl des Unternehmens und des Führungsperso-
nals aus den letzten drei Jahren

• Einschlägige berufliche Qualifikation der Leitung 
des Unternehmens, z. B. Koch, Diätassistent, Öko-
trophologe oder vergleichbare Ausbildung

• Nachweis über technische Fachkräfte in der 
Qualitätskontrolle
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Soweit möglich sollten von den Bietern als Eignungs-
nachweise Eigenerklärungen verlangt werden. Jede Ein-
richtung muss individuell entscheiden, was als wichtig 
erachtet wird. 

Außerdem dürfen auf Seiten eines Bieters keine Aus-
schlussgründe nach § 123 und § 124 GWB vorliegen. 
Auch insofern wird zum entsprechenden Nachweis regel-
mäßig eine Eigenerklärung gefordert, ggf. unter Verweis 
auf etwaige Selbstreinigungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 125 GWB.

Eignungskriterien und Eignungsnachweise müssen 
bekannt gemacht werden. Deshalb müssen die Eig-
nungskriterien sowie die Eignungsnachweise, soweit im 
Einzelfall eine Auftragsbekanntmachung erforderlich ist, 
bereits in der Auftragsbekanntmachung genannt sein.

Zuschlagskriterien

Der Zuschlag ist gemäß § 127 Abs. 1 GWB, § 58 Abs. 1 
VgV und § 43 Abs. 1 UVgO auf das wirtschaftlichste 
Angebot zu erteilen. Das wirtschaftlichste Angebot 
bestimmt sich nach dem besten Preis-/Leistungs-Verhält-
nis. Grundlage für die Ermittlung des wirtschaftlichsten 
Angebots ist eine Bewertung des öffentlichen Auftragge-
bers, ob und inwieweit das Angebot die vorgegebenen 
Zuschlagskriterien erfüllt. Dem öffentlichen Auftraggeber 
steht dabei ein weiter Spielraum zu, welche Zuschlags-
kriterien er zur Bewertung des wirtschaftlichsten Ange-
botes berücksichtigen möchte.  

Was bedeutet Zuschlagskriterien?

Anhand der Zuschlagskriterien wird ein Angebot 
bewertet. 

Zuschlagskriterien werden oftmals auch als Wer-
tungskriterien, Bewertungskriterien, oder B-Krite-
rien bezeichnet. Wichtig ist immer eine eindeutige 
Bezeichnung!

Zuschlagskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand 
in Verbindung stehen. Sie müssen so festgelegt und 
bestimmt sein, dass die Möglichkeit eines wirksamen 
Wettbewerbs gewährleistet wird, der Zuschlag nicht will-
kürlich erteilt werden kann und eine wirksame Überprü-
fung möglich ist, ob und inwieweit die Angebote die 
Zuschlagskriterien erfüllen. Die Zuschlagskriterien dürfen 
sich auf die folgenden Aspekte beziehen:

• Preis

• Qualitative Aspekte

• Umweltbezogene Aspekte

• Soziale Aspekte

Im Zusammenhang mit der Vergabe von Verpflegungs-
leistungen kommen neben dem Preis oder den Kosten 
z.B. die folgenden Zuschlagskriterien in Betracht:

Mögliche Zuschlagskriterien für die Vergabe von 
Verpflegungsleistungen:

• Warmhaltezeiten (beispielsweise der Zeitraum, 
der eine festgelegte maximale Warmhaltezeit 
unterschreitet) 
Beispiel: Es wird bewertet, ob und in welchem 
Umfang der Bieter die in der Leistungsbeschrei-
bung vorgegebenen Maximal-Warmhaltezeiten 
unterschreitet.

• Sensorische Qualitätsbewertung, welche im  
Rahmen eines Probeessens beurteilt wird  
Beispiel: Es wird bewertet, inwieweit die Speisen 
des Probeessens definierte Kriterien bezüglich 
Aussehen, Geruch, Mundgefühl und Geschmack 
erfüllen.

• Höhe des Bio-Anteils der Speisen (beispiels- 
weise der Anteil, der über einen festgelegten 
Mindest-Bio-Anteil hinausgeht) 
Beispiel: Es wird bewertet, in welchem Umfang 
der Bieter über den in der Leistungsbeschreibung 
konkret geforderten Mindestanteil an ökologisch/
biologischen Produkten entsprechend der Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 hinaus für den Auftragsfall 
ökologisch/biologische Produkte entsprechend der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 verwendet.  

• Stornierungsfristen im Rahmen des  
Bestellvorgangs 
Beispiel: Es wird bewertet, ob und in welchem 
Umfang die Bieter die in der Leistungsbeschrei-
bung vorgegebenen Stornierungsfristen des  
Bestellvorgangs unterschreiten.

Die Zuschlagskriterien können in der Auftragsbekannt-
machung oder in den Vergabeunterlagen angegeben 
sein. 

Der Preis (oder die Kosten) sollte(n) ein Zuschlagskrite-
rium sein (zur Möglichkeit, auch Festpreise oder Festkos-
ten vorzugeben, siehe § 58 Abs. 2 S. 3 VgV und § 43 Abs. 
2 S. 3 UVgO). Bei der Vergabe von Verpflegungsleistun-
gen ist zu empfehlen, neben dem Preis (oder den Kos-
ten) weitere Zuschlagskriterien zu verwenden, da nach 
der Rechtsprechung qualitative Zuschlagskriterien 
grundsätzlich umso größeres Gewicht haben sollten, je 
weniger es sich um marktübliche, standardisierte Leis-
tungen handelt. Außerdem wird auf diese Weise der 
Gefahr begegnet, dass bei einer reinen Preisvergabe 
Kosteneinsparungen der Bieter zu Lasten der Verpfle-
gungsqualität gehen.

Vergabeunterlagen
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Gewichtung

Sofern neben dem Preis noch weitere Zuschlagskriterien 
vorgegeben sind, muss die Gewichtung der Zuschlags-
kriterien angegeben sein. Mit der Gewichtung wird die 
Bedeutung der einzelnen Zuschlagskriterien zueinander 
bewertet.  

Beispiel für die Gewichtung der Zuschlagskriterien: 

Zuschlagskriterien zur Bewertung der Angebote 
sind Preis, Warmhaltezeit und Anteil an ökologi-
schen Produkten. Die Kriterien fließen folgender-
maßen in die Gesamtbewertung des Angebots ein: 
Preis 30 %, Warmhaltezeit 40 %, Anteil an ökologi-
schen Produkten 30 %. 

PRAXISTIPP

In der Praxis wird der Preis bei der Vergabe von Verpfle-
gungsaufträgen oftmals mit 30 % gewichtet. Eine wei-
tere Variante stellt die Vorgabe eines Festpreises für die 
Verpflegung dar, sodass das wirtschaftlichste Angebot 
ausschließlich anhand qualitativer, sozialer und umwelt-
bezogener Zuschlagskriterien bestimmt wird (siehe 
hierzu § 58 Abs. 2 S. 3 VgV und § 43 Abs. 2 S. 3 UVgO). 

Bewertungsmethode

Außerdem muss, soweit nicht nur das Zuschlagskrite-
rium des niedrigsten Preises verwendet wird, eine 
Bewertungsmethode vor der Angebotsöffnung festgelegt 
werden. Anhand einer Bewertungsmethode stellt der 
Auftraggeber dar, wie anhand der Zuschlagskriterien das 
beste Preis-Leistungsverhältnis ermittelt wird. 

Beispiele für Bewertungsmethoden anhand des 
Zuschlagskriteriums „monetärer Anteil der für den 
Auftrag einzusetzenden ökologischen/biologischen 
Produkte“

Beispiel 1: 

Der monetäre Anteil der für den Auftrag einzuset-
zenden ökologischen/biologischen Produkte i.S.d. 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 
28.06.2007 gemessen am pro Quartal einzusetzen-
den auftragsgegenständlichen monetären Gesamt-
wareneinsatz (Brutto). Das Zuschlagskriterium wird 
folgendermaßen bewertet:

Beispiel 2: 

Das Angebot mit dem höchsten monetären Waren-
einsatz gemessen am Gesamtwareneinsatz (Brutto) 
an ökologischen/biologischen Produkten i.S.d. Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 
28.06.2007 (nachfolgend „monetären Warenein-
satz“) aller wertungsfähigen Angebote erhält 3 
Punkte, ein wertungsfähiges Angebot mit einem 
monetären Wareneinsatz, der beim (maximal) 
0,5-fachen des Angebots mit dem höchsten mone-
tären Wareneinsatz liegt, erhält 0 Punkte. Ein Ange-
bot mit einem monetären Wareneinsatzes, der zwi-
schen dem 0,5-fachen und dem Angebot mit dem 
höchsten monetären Wareneinsatz liegt, erhält die 
Punktzahl, die sich aus der linearen Interpolation 
mit bis zu drei Stellen nach dem Komma ergibt.

Punktzahl = Höchstpunktzahl x (2 – (höchster  
monetärer Wareneinsatz/angebotener monetärer 

Wareneinsatz)

monetärer Anteil der für den Auftrag 
einzusetzenden ökologischen/biologi-
schen Produkte i.S.d. Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 
gemessen am pro Quartal einzusetzen-
den auftragsgegenständlichen mone-
tären Gesamtwareneinsatz (Brutto) 

<10 %  0

<20 %  1

<30 %  2

≥30 %  3 

Pu
n

kt
e
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Übersicht 

Nachfolgend ist anhand eines Beispiels dargestellt, wie Qualitätskriterien in der Leistungsbeschreibung  
und/oder den Zuschlagskriterien berücksichtigt werden können:

Leistungsbe-
schreibung

Anforderungen werden als Mindestanforderungen in die Leistungsbeschreibung 
aufgenommen(ohne eine Wertung vorzunehmen)

Beispiel:

In der Leistungsbeschreibung ist als Mindestanforderung vorgegeben, dass der monetäre Anteil 
der für den Auftrag einzusetzenden ökologischen/biologischen Produkte i.S.d. Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal einzusetzenden auftragsge-
genständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) mindestens 20% betragen muss.

Zuschlags-
kriterien

Anforderungen werden als Zuschlagskriterien aufgenommen und bewertet

Beispiel:

Zuschlagskriterium ist der monetäre Anteil der für den Auftrag einzusetzenden ökologischen/bio-
logischen Produkte i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 (nachfolgend 
„monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte“) gemessen am pro Quartal einzusetzenden auf-
tragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto). So hat der Bieter den monetä-
ren Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro Quartal einzusetzenden auftragsgegen-
ständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) anzugeben und die Angaben mit seinem 
Angebot einzureichen. Die Angaben werden wie folgt bewertet: 

a) Ein Angebot, bei dem der monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro 
Quartal einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) unter 
25% beträgt, erhält 0 Punkte

b) Ein Angebot, bei dem der monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro 
Quartal einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) bei 
mindestens 25% und unter 30% liegt, erhält 1 Punkt

c) Ein Angebot, bei dem der monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro 
Quartal einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) bei 
mindestens 30% und unter 35% liegt, erhält 2 Punkte.

Leistungsbe-
schreibung

und

Zuschlagskri-
terien

In der Leistungsbeschreibung werden Mindestanforderungen definiert und darüber hinausge-
hende Erfüllungen der Anforderungen werden als Zuschlagskriterien bewertet

Beispiel:

In der Leistungsbeschreibung ist als Mindestanforderung vorgegeben, dass der monetäre Anteil 
der für den Auftrag einzusetzenden ökologischen/biologischen Produkte i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 
834/2007 des Rates vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal einzusetzenden auftragsgegen-
ständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) mindestens 20% betragen muss.

Zuschlagskriterium ist der monetäre Anteil der für den Auftrag einzusetzenden ökologischen/bio-
logischen Produkte i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 (nachfolgend 
„monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte“) gemessen am pro Quartal einzusetzenden auf-
tragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto). So hat der Bieter den monetären 
Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro Quartal einzusetzenden auftragsgegen-
ständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) anzugeben und die Angaben mit seinem 
Angebot einzureichen. Die Angaben werden wie folgt bewertet:

a) Ein Angebot, bei dem der monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro 
Quartal einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) unter 
25% beträgt, erhält 0 Punkte

b) Ein Angebot, bei dem der monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro 
Quartal einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) bei 
mindestens 25% und unter 30% liegt, erhält 1 Punkt

c) Ein Angebot, bei dem der monetäre Anteil der einzusetzenden Produkte gemessen am pro 
Quartal einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) bei 
mindestens 30% und unter 35% liegt, erhält 2 Punkte.
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Gütezeichen als 
Qualitätsnachweis

Als Nachweis bestimmter Qualitätsansprüche bieten 
Gütezeichen i.S.v. § 34 VgV bzw. § 24 UVgO Orientie-
rung. Vergaberechtlich dürfen unter bestimmten Vor-
aussetzungen Gütezeichen als Beleg dafür gefordert 
werden, dass die Liefer- oder Dienstleistung bestimm-
ten Merkmalen entspricht. Es müssen dabei auch 
andere Gütezeichen akzeptiert werden, die gleichwer-
tige Anforderungen an die Leistung stellen. Wenn ein 
Bieter außerdem keine Möglichkeit hat, innerhalb einer 
einschlägigen Frist ein gefordertes Gütezeichen zu 
erlangen, muss der Auftraggeber auch andere Belege 
akzeptieren, welche die geforderten Kriterien 
nachweisen. 

Im Vergabeverfahren darf außerdem nur dann ein Güte-
zeichen gefordert werden, wenn alle Anforderungen 
des Gütezeichens für die Bestimmung der Merkmale 
der Leistung geeignet sind und mit dem Auftragsge-
genstand in Verbindung stehen. Verlangt der Auftragge-
ber nicht die Erfüllung aller Anforderungen des Güte-
zeichens, muss er angeben, welche Anforderungen 
gemeint sind und diese konkret benennen. 

 
Welche Bedingungen werden an Gütezeichen nach 
§ 34 VgV gestellt?

• Alle Anforderungen des Gütezeichens sind für die 
Bestimmung der Merkmale der Leistung geeignet 
und stehen mit dem Auftragsgegenstand nach § 
31 Abs. 2 Nr. 1 VgV in Verbindung

• Anforderungen des Gütezeichens beruhen auf 
objektiv nachprüfbaren und nichtdiskriminieren-
den Kriterien

• Das Gütezeichen wurde im Rahmen eines offenen 
und transparenten Verfahrens entwickelt, an dem 
alle interessierten Kreise teilnehmen können

• Alle betroffenen Unternehmen haben Zugang zum 
Gütezeichen

• Die Anforderungen wurden von einem Dritten 
festgelegt, auf den das Unternehmen, das das 
Gütezeichen erwirbt, keinen Einfluss ausüben 
konnte. 

In der UVgO sind die Bedingungen an Gütezeichen 
in § 24 UVgO festgelegt.
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Beispiele für Gütezeichen 

Geprüfte Qualität 
Das Gütezeichen „Geprüfte Qualität“ 
(verliehen durch den Freistaat Bay-
ern) schreibt Anforderungen an die 
Produktqualität vor, die deutlich 
über dem gesetzlichen Rahmen lie-
gen. Hierfür sind für verschiedene 
Produktbereiche (derzeit 25 Produkt-

bereiche) und Produkte dieser Produktbereiche genaue 
Qualitätskriterien definiert. Das Recht zur Nutzung des 
Gütezeichens steht allen Unternehmen der Land- und 
Ernährungswirtschaft, des Handels sowie der Endver-
kaufsbetriebe in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zu, sofern ihre jeweiligen Produkte, für welche das 
Gütezeichen verliehen werden soll, die Bestimmungen 
der Qualitätsregelungsrichtlinie „Geprüfte Qualität“ erfül-
len und ihnen das Gütezeichen durch den jeweiligen 
Lizenznehmer rechtmäßig verliehen wurde. 

Das obenstehende Gütezeichen „Geprüfte Qualität – Bay-
ern“ ist ein Beispiel für in Bayern erzeugte, verarbeitete 
und ggf. verpackte Produkte zu vergebendes Gütezeichen 
„Geprüfte Qualität“. Entsprechende Gütezeichen können 
für Produkte aus allen Bundesländern sowie allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union verliehen werden. 

Soll auf dem Speiseplan für bestimmte Produkte das 
Gütezeichen „Geprüfte Qualität“ verwendet werden, muss 
dem Unternehmen, welches die Speisen für den Endver-
braucher zubereitet, das Gütezeichen „Geprüfte Qualität“ 
für die jeweiligen Produkte verliehen worden sein. 
Mehr unter: www.gq-bayern.de 

Fairtrade Siegel
Das Fairtrade Siegel kennzeichnet 
fair angebaute und gehandelte Pro-
dukte, bei deren Herstellung soziale 
und ökologische Kriterien eingehal-
ten wurden. Bei so gekennzeichne-

ten Lebensmitteln wird den Produzenten eine Deckung 
der Kosten der nachhaltigen und gentechnikfreien Produk-
tion garantiert. Daneben werden soziale Mindeststan-
dards wie Anforderungen an Arbeitsplatzsicherheit, Verbot 
von Kinderarbeit, soziale Sicherung der Arbeitnehmer 
sowie das Verbot bzw. die Restriktion des Einsatzes von 
Pestiziden festgesetzt. Das Recht zur Nutzung des Siegels 
steht allen Produzenten aus Dritte-Welt-Ländern sowie 
Unternehmen, welche diese Produkte verarbeiten und/
oder importieren, zu. Das Fairtrade Siegel garantiert die 
Einhaltung der international entwickelten Vorgaben für 
Produzenten, weiterverarbeitende Betriebe und Händler.  
Mehr unter: www.fairtrade-deutschland.de 

Marine Stewardship  
Council (MSC) Siegel  
Anhand des MSC-Siegels lassen 
sich Fische aus wildlebenden 
Beständen erkennen, die aus 
bestandserhaltender und nachhal-
tiger Fischerei stammen. Das Recht 
zur Nutzung des Siegels steht 

weltweit allen Unternehmen der Fischerei, des Handels 
sowie der Endverkaufsbetriebe zu, sofern die jeweiligen 
Fischprodukte die Bestimmungen der MSC Umwelt- und 
Rückverfolgbarkeitsstandards erfüllen. Fischereien 
müssen in einem unabhängigen Bewertungsprozess bele-
gen, dass sie die Nachhaltigkeitskriterien des MSC-
Umweltstandards erfüllen. Sie dürfen den Erhalt von 
Fischbeständen nicht gefährden und müssen ihre Auswir-
kungen auf das marine Ökosystem minimieren. Mit der 
Zertifizierung nach dem MSC-Rückverfolgbarkeitsstan-
dard  wird gewährleistet, dass Produkte, die mit dem 
MSC-Siegel verkauft werden, über eine zertifizierte Liefer-
kette hinweg zu einer zertifizierten Quelle zurückverfolgt 
werden können.  
Mehr unter: www.msc.org/de  

„Ohne GenTechnik“-Siegel
Das „Ohne GenTechnik“-Siegel 
zeichnet Produkte aus, die die 
gesetzlichen Voraussetzungen 
nach § 3a und § 3b des EG-Gen-
technik-Durchführungsgesetzes 
erfüllen. Bei so gekennzeichneten 
Lebensmitteln dürfen keine nach-

weisbaren gentechnisch veränderten Bestandteile vor-
handen sein. Untersagt ist ferner auch die Verwendung 
von Enzymen oder Zusatzstoffen wie Vitaminen, Amino-
säuren oder Aromen, die mit Hilfe von Gentechnik her-
gestellt wurden. Zudem werden besonders hohe Anfor-
derungen an den Nachweis der Gentechnikfreiheit 
gestellt. Für tierische Produkte wie Fleisch, Milch oder 
Eier gilt zudem: Die Tiere dürfen nicht mit gentechnisch 
veränderten Nutzpflanzen gefüttert werden. Das EG-Gen-
technik-Durchführungsgesetz (EGGenTDurchfG) legt je 
nach Tierart Fristen fest, innerhalb derer die Tiere nur 
gentechnikfreie Futtermittel bekommen dürfen.  
Mehr unter: www.ohnegentechnik.org  
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Bio-Siegel des  
Freistaates Bayern
Das Bio-Siegel des Freistaates 
Bayern belegt, dass die hier-
mit gekennzeichneten Erzeug-

nisse die in den vom Bayerischen Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten herausgegebe-
nen „Programmbestimmungen für Erzeugnisse der Land- 
und Ernährungswirtschaft“ beschriebenen Anforderun-
gen erfüllen. Diese Anforderungen gehen deutlich über 
die Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 
vom 28.06.2007 und somit über den gesetzlichen Stan-
dard hinaus.

Das Recht zur Nutzung des Bio-Siegels steht allen Unter-
nehmen der Land- und Ernährungswirtschaft sowie des 
Handels für den Bereich Lebensmittel in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union zu, sofern ihre jeweili-
gen Produkte, für welche das Bio-Siegel verliehen wer-
den soll, die in den vom Bayerischen Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten herausgege-
benen „Programmbestimmungen für Erzeugnisse der 
Land- und Ernährungswirtschaft“ beschriebenen Anfor-
derungen erfüllen und ihnen das Bio-Siegel durch den 
jeweiligen Lizenznehmer rechtmäßig verliehen wurde.

Das obenstehende Gütezeichen „Bio-Siegel – Bayern“ ist 
ein Beispiel für in Bayern erzeugte, verarbeitete und ggf. 
verpackte Produkte zu vergebendes Bio-Siegel des Frei-
staates Bayern. Entsprechende Bio-Siegel können für 
Produkte aus allen Bundesländern sowie allen Mitglied-
staaten der Europäischen Union verliehen werden.

Soll auf dem Speiseplan das Bio-Siegel des Freistaates 
Bayern für bestimmte Produkte verwendet werden, muss 
dem Unternehmen, welches die Speisen für den Endver-
braucher zubereitet, das Bio-Siegel des Freistaates Bay-
ern für die jeweiligen Produkte verliehen worden sein. 
Mehr unter: www.biosiegel.bayern 

 
Gemeinschaftslogo für 
ökologische/biologische 
Produktion 
Der ökologische/biologische 
Landbau ist eine besonders 

ressourcenschonende und umweltverträgliche Wirt-
schaftsform, die sich am Prinzip der Nachhaltigkeit orien-
tiert. Die Mindestanforderungen für alle Bio-Produkte in 
Europa sind in der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des 
Rates vom 28.06.2007 (nachfolgend als „EG-Öko-Verord-
nung“ bezeichnet) geregelt.

Das oben abgebildete Logo stellt das Gemeinschaftslogo 
für ökologische/biologische Produktion dar. Sollen ökolo-
gische/biologische Produkte mit diesem Gemeinschafts-
logo auf dem Speiseplan ausgewiesen werden, muss 
das Unternehmen, welches die Speisen an den Endver-
braucher abgibt, über eine Bescheinigung nach Art. 29 
der EG-Öko-Verordnung für diese Produkte verfügen. 

Diese Bescheinigung belegt, dass das jeweilige Unter-
nehmen als zertifizierter Betrieb am Kontrollsystem nach 
der EG-Öko-Verordnung teilnimmt. Dadurch ist gewähr-
leistet, dass das jeweilige angebotene Produktsegment 
die Anforderungen der EG-Öko-Verordnung erfüllt. Diese 
Produkte stammen somit aus ökologischer/biologischer 
Produktion gemäß dem Begriffsverständnis der 
EG-Öko-Verordnung.
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Die folgenden Formulierungsbeispiele orientieren  
sich thematisch an den Bayerischen Leitlinien Kitaver-
pflegung, Schulverpflegung, Betriebsgastronomie  
und Seniorenverpflegung (nachfolgend zusammen als 
„Bayerische Leitlinien Gemeinschaftsverpflegung“ 
bezeichnet) und beschreiben auszugsweise Qualitäts-
ansprüche. Sie sollen als Hilfestellung dafür dienen, 
qualitative, umweltbezogene und soziale Aspekte bei 
der öffentlichen Beschaffung von Verpflegungsleistun-
gen zu berücksichtigen. Es findet sich jeweils eine 
kurze Erklärung des Aspekts sowie verschiedene For-
mulierungsvorschläge für Mindestanforderungen in 
der Leistungsbeschreibung und/oder Zuschlagskrite-
rien und/oder Nachweismöglichkeiten. Die Formulie-
rungen ergänzen sich gegenseitig oder stehen unab-
hängig nebeneinander. 

Die Formulierungsvorschläge müssen von den Verga-
bestellen individuell überprüft und auf die jeweiligen 
Bedarfe der Einrichtung angepasst bzw. ergänzt wer-
den! Davon ausgehend sollten entsprechende vertrag-
liche Regelungen zur Qualitätskontrolle vereinbart 
werden.

Gestaltung des Speiseplans

Um eine qualitativ hochwertige sowie ausgewogene und 
abwechslungsreiche Speiseplanung zu gewährleisten, 
empfehlen sich in der Leistungsbeschreibung diesbezüg-
liche Vorgaben als Mindestanforderungen, die sich an 
den Bayerischen Leitlinien Gemeinschaftsverpflegung 
orientieren. Darüber hinaus können bzgl. der Speise-
plangestaltung Zuschlagskriterien formuliert werden.  

Beispiele für Mindestanforderungen an die Speise-
plangestaltung in der Leistungsbeschreibung  
für die Kitaverpflegung, Schulverpflegung, 
Betriebsgastronomie und Seniorenverpflegung 
sind im Anhang auf S. 36 enthalten. Hiervon 
umfasst sind insbesondere Vorgaben zur Lebens-
mittelhäufigkeit und zielgruppenspezifische Min-
destanforderungen an die Lebensmittelauswahl.  
In der Leistungsbeschreibung können darüber hin-
aus an die Gestaltung des Speiseplans weitere  
konkrete Anforderungen gestellt werden, wie z.B.

• Der Menüzyklus beträgt mindestens vier (4)   
Wochen, d.h. der Speiseplan darf sich höchstens 
alle vier (4) Wochen wiederholen.

• Die Speisen auf dem Speiseplan sind eindeutig 
bezeichnet. Die Speisen sind auf dem Speiseplan 
eindeutig bezeichnet, wenn objektiv nachvollzieh-
bar ist, wie sich die Speisen zusammensetzen und 
zubereitet werden.

• Die Verwendung von Fleisch und Fleischerzeug-
nissen sowie deren Tierart ist im Speiseplan 
ausgewiesen.

• Es werden mind. zwei (2) Menülinien angeboten.

• Die folgenden Kalibrierungsvorgaben sind einge-
halten (Beispiele für Kalibrierungsvorgaben sind 
im Anhang auf S. 39 enthalten). 

• Für die Portionierung werden Portionierungshilfen 
(z.B. Kellenplan) verwendet.  
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Beispiele für Zuschlagskriterien, durch die die 
Gestaltung des Speiseplans bewertet werden kann: 

Zuschlagskriterien sind 

• Zielgruppenorientierung des Speiseplans

• Verwendung von saisonalem Obst und Gemüse

• Abwechslungsreichtum in der Menügestaltung 

Da diese Zuschlagskriterien zu unbestimmt sind, müssen 
sie konkretisiert werden. Weiter kann dabei die für die 
Bewertung der Angaben des Bieters erforderliche Ziel-
vorstellung des Auftraggebers dargelegt werden. Beides 
wird nachfolgend beispielhaft anhand der vorgenannten 
Zuschlagskriterien dargestellt.

Zuschlagskriterium:  
Zielgruppenorientierung des Speiseplans

Unterkriterium:  
Verständliche Darstellung der Menülinien 

Im vom Auftragnehmer verwendeten Speiseplan 
müssen die Menülinien für die zu verpflegende Per-
sonengruppe verständlich dargestellt sein. Die 
Menülinien sind verständlich dargestellt, wenn für 
diese Personengruppe eindeutig erkennbar ist, aus 
welchen Speisenkomponenten die Menülinien 
bestehen.

Der Bieter hat aus diesem Grunde einen Speiseplan 
für vier (4) Wochen mit dem Angebot einzureichen. 
Dieser Speiseplan muss ein Muster für die vom 
Bieter im Auftragsfalle verwendeten Speisepläne 
darstellen. Der Auftraggeber wird anhand der unter 
XX beschriebenen Bewertungsmethode bewerten, 
ob und inwieweit in dem vom Bieter eingereichten 
Speiseplan die Menülinien für die zu verpflegende 
Zielgruppe verständlich dargestellt sind.  

Unterkriterium:  
Individuelle Ausrichtung der Speisen

Der Auftragnehmer hat das in der Leistungsbeschrei- 
bung geforderte Speisenangebot an den individu-
ellen Anforderungen der Zielgruppe auszurichten.

Aus Gründen der Transparenz und Bestimmtheit 
muss sodann der Begriff der „individuellen Anfor-
derungen der Zielgruppe“ konkretisiert werden. Bei 
einer Ausschreibung betreffend die beabsichtigte 
Verpflegung einer Kita könnte beispielhaft wie folgt 
formuliert werden:

Der Bieter hat aus diesem Grunde auf maximal  
drei (3) DIN-A-Seiten auf die folgenden Punkte  
einzugehen: 

 

• Dem Auftraggeber ist es wichtig, dass der Auftrag-
nehmer die Wünsche und Anregungen der Kinder 
und Eltern und Mitarbeiter der Kita zur Speiseaus-
wahl bei der Speiseplangestaltung berücksichtigt, 
dabei aber gleichzeitig die Vorgaben aus der Leis-
tungsbeschreibung einhält; diese also nicht aufgrund 
der Wünsche und Anregungen reduziert. Der Bieter 
hat aus diesem Grunde zu beschreiben, wie er im 
Auftragsfall konkret die Wünsche und Anregungen 
der Kinder und Eltern und Mitarbeiter der Kita zur 
Speiseauswahl berücksichtigen wird und dabei 
gleichzeitig sicherstellen wird, dass die Vorgaben aus 
der Leistungsbeschreibung eingehalten werden.

• Dem Auftraggeber ist es wichtig, dass der Auftrag-
nehmer regelmäßig typische Lieblingsgerichte von 
Kindern anbietet und auch bei diesen Gerichten die 
in der Leistungsbeschreibung geforderten Lebens-
mittel verwendet, z.B. Lasagne mit Vollkornnudeln. 
Der Bieter hat aus diesem Grunde zu beschreiben, 
wie er im Auftragsfall typische Lieblingsgerichte von 
Kindern mit den in der Leistungsbeschreibung ge-
forderten Lebensmitteln verknüpfen wird. 

• Dem Aufraggeber ist es wichtig, dass die Kinder bei 
den Mahlzeiten den Eigengeschmack der Speisen-
komponenten wahrnehmen können. Der Bieter hat 
aus diesem Grunde zu beschreiben, wie er im Auf-
tragsfall sicherstellen wird, dass die zu verpflegen-
den Kinder den Eigengeschmack der Speisenkom-
ponenten wahrnehmen können. 

• Dem Auftraggeber ist es wichtig, dass der Auf-
tragnehmer solche Speisen anbietet, die den Ess-
kompetenzen der Kinder entsprechen. Der Bieter 
hat aus diesem Grunde zu beschreiben, wie er im 
Auftragsfall sicherstellen wird, dass Speisen ange-
boten werden, die den Esskompetenzen der Kinder 
entsprechen.

Beispiele zur Verankerung von Qualitätskriterien sowie sozialen und umweltbezogenen Aspekten
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Zuschlagskriterium:  
Verwendung von saisonalem Obst und Gemüse

Der Auftraggeber verfolgt das Ziel, dass das Spei-
seangebot saisonales Obst und Gemüse umfasst. 
Als saisonales Obst und Gemüse gelten solche 
Produkte, die in dem als Anhang XX beigefügten 
Saisonkalender genannt sind. Im Saisonkalender 
ist beschrieben, zu welchem Jahreszeitraum diese 
Produkte in der Region des Leistungsortes geern-
tet und auf dem Markt angeboten werden („Ernte- 
und Angebotszeitraum“). Das vom Auftragnehmer 
verwendete saisonale Obst und Gemüse muss 
nicht aus der Region des Leistungsortes stammen. 
Es darf allerdings nur innerhalb des im Saisonka-
lender für das jeweilige Produkte definierten 
Ernte- und Angebotszeitraum verwendet werden. 
Der Auftraggeber beabsichtigt auf diese Weise den 
Kindern die in den Lehrplänen verankerte Ernäh-
rungskompetenz auch über den Unterricht hinaus 
zu vermitteln und auf praktische Art und Weise 
erfahrbar zu machen. Der Bieter hat aus diesem 
Grunde zwei Speisepläne für jeweils vier (4) 
Wochen aus zwei (2) unterschiedlichen Jahreszei-
ten mit dem Angebot einzureichen. Diese Speise-
pläne müssen ein Muster für die vom Bieter im 
Auftragsfalle verwendeten Speisepläne darstellen. 
Der Auftraggeber wird anhand der unter XX 
beschriebenen Bewertungsmethode bewerten, ob 
und inwieweit sich aus dem Speiseplan ergibt, 
dass der Bieter saisonales Obst und Gemüse 
verwendet.

 

Zuschlagskriterium:  
Abwechslungsreichtum in der Menügestaltung

Der Auftraggeber verfolgt das Ziel, dass das 
Speiseangebot abwechslungsreich gestaltet 
wird. Das Speiseangebot ist abwechslungsreich 
gestaltet, wenn innerhalb der nach der Leis-
tungsbeschreibung einzusetzenden Lebensmit-
telgruppen wechselnde Lebensmittel verwen-
det und auf unterschiedliche Weise zubereitet 
und kombiniert werden. 

Der Bieter hat aus diesem Grunde zwei Speise-
pläne für vier (4) Wochen mit dem Angebot ein-
zureichen. Diese Speisepläne müssen ein Mus-
ter für die vom Bieter im Auftragsfalle verwen- 
deten Speisepläne darstellen. Der Auftraggeber 
wird anhand der unter XX beschriebenen 
Bewertungsmethode bewerten, ob und inwie-
weit das Speisenangebot in den vom Bieter 
eingereichten Speiseplänen abwechslungsreich 
gestaltet ist.

Weiter ist eine Bewertungsmethode zu entwerfen, 
anhand derer die geforderten Angaben der Bieter zu den 
vorgenannten Zuschlagskriterien bzw. Unterkriterien 
bewertet werden.

Beispiel für eine Bewertungsmethode:

Die unter XX geforderten Angaben der Bieter wer-
den wie folgt bewertet:

3 Punkte: 

Der Auftraggeber geht in der prognostischen 
Bewertung auf der Grundlage des vom Bieter ein-
gereichten Speiseplans/der vom Bieter eingereich-
ten Speisepläne davon aus, dass der Bieter das/die 
im jeweiligen Zuschlagskriterium beschriebene/n 
Ziel/Ziele vollständig erreichen wird; der Auftragge-
ber erkennt in der prognostischen Bewertung keine 
Kritikpunkte/Schwächen. 

2 Punkte: 

Der Auftraggeber geht in der prognostischen 
Bewertung auf der Grundlage des vom Bieter ein-
gereichten Speiseplans/der vom Bieter eingereich-
ten Speisepläne davon aus, dass der Bieter das/die 
im jeweiligen Zuschlagskriterium beschriebene/n 
Ziel/Ziele im Wesentlichen erreichen wird; der Auf-
traggeber erkennt in der prognostischen Bewer-
tung lediglich wenige Kritikpunkte/Schwächen.

1 Punkt: 

Der Auftraggeber geht in der prognostischen 
Bewertung auf der Grundlage des vom Bieter ein-
gereichten Speiseplans/der vom Bieter eingereich-
ten Speisepläne davon aus, dass der Bieter das/die 
im jeweiligen Zuschlagskriterium beschriebene/n 
Ziel/Ziele zu einem überwiegenden Teil erreichen 
wird; der Auftraggeber erkennt in der prognosti-
schen Bewertung mehrere Kritikpunkte/Schwächen.

0 Punkte: 

Der Auftraggeber geht in der prognostischen 
Bewertung auf der Grundlage des vom Bieter ein-
gereichten Speiseplans/der vom Bieter eingereich-
ten Speisepläne davon aus, dass der Bieter das/die 
im jeweiligen Zuschlagskriterium beschriebene/n 
Ziel/Ziele ansatzweise erreichen wird; der Auftrag-
geber erkennt in der prognostischen Bewertung 
zahlreiche Kritikpunkte/Schwächen.
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Warmhaltezeit der Speisen

Die Warmhaltezeit bezeichnet die Zeitspanne zwischen 
der Beendigung des Garprozesses und der Speisenaus-
gabe an den letzten Tischgast. Mit zunehmender Warm-
haltezeit nimmt die Qualität der Speisen ab, sodass eine 
Regelung über die maximale Warmhaltezeit getroffen 
werden sollte. 

Beispiel für Mindestanforderungen zu Warmhalte-
zeiten der Speisen in der Leistungsbeschreibung

Es sind möglichst kurze Warmhaltezeiten vorzuse-
hen. Die Warmhaltezeit bezeichnet die Zeitspanne 
zwischen der Beendigung des Garprozesses und 
der Speisenausgabe an den letzten Tischgast. Die 
Warmhaltezeit für alle Komponenten beträgt maxi-
mal drei Stunden. 

Die Lager-, Transport- und Ausgabetemperatur von 
kalten Speisen beträgt maximal 7 °C. Die Warm-
halte-, Transport und Ausgabetemperatur von war-
men Speisen beträgt mindestens 65 °C. Die Wärme- 
bzw. Kühlkette wird nicht unterbrochen.

Beispiel für ein Zuschlagskriterium zur Bewertung 
der Warmhaltezeiten der Speisen

Dauer der maximalen Warmhaltezeit: Der Bieter hat 
im Formblatt XXX anzugeben, welche maximalen 
Warmhaltezeiten er im Falle der Auftragserteilung 
einhalten wird. Im Zuschlagskriterium „Dauer der 
maximalen Warmhaltezeit“ wird gemäß nachfol-
gender Matrix bewertet, ob und inwieweit der Bie-
ter die in der Leistungsbeschreibung festgelegte 
maximale Warmhaltezeit unterschreiten wird:

Vegetarische Gerichte

Häufig finden sich auf Speiseplänen sehr viele Fleischge-
richte. Nach den Bayerischen Leitlinien Gemeinschafts-
verpflegung ist ein bewusster Fleischkonsum sowohl 
aus Nachhaltigkeits- als auch Gesundheitsaspekten wün-
schenswert. Abhängig davon, ob eine oder mehrere 

Menülinien angeboten werden, können unterschiedliche 
Anforderungen formuliert werden. 

Beispiele für Vorgaben zur Häufigkeit fleisch- 
haltiger Gerichte in der Leistungsbeschreibung

• Wird täglich nur ein Menü angeboten, stehen 
wöchentlich mindestens ein und maximal zwei 
fleischhaltige Gerichte auf dem Speiseplan.

• Stehen zwei oder mehr Menüs täglich zur 
Auswahl, darf maximal eines davon als fleisch-
haltiges Gericht angeboten werden. Die nicht 
fleischhaltige Menülinie hat den folgenden 
Anforderungen zu entsprechen:

Beispiele für Vorgaben zu vegetarischen Menüli-
nien sind im Anhang auf S. 40 abgebildet. 

Berücksichtigung besonderer  
Ernährungsbedürfnisse

Die Berücksichtigung individueller Unverträglichkeiten 
und kultureller Essgewohnheiten sollte Bestandteil des 
Verpflegungsangebots sein. 

Beispiele für Vorgaben zur Berücksichtigung  
besonderer Ernährungsbedürfnisse in der 
Leistungsbeschreibung

• Der Auftragnehmer hat Essensteilnehmern mit 
Allergien oder krankheitsbedingten Einschränkun-
gen nach entsprechender Attest-Einreichung die 
Teilnahme am Essen durch ein diesen Essensteil-
nehmern gerecht werdendes Essensangebot zu 
ermöglichen. Für diese Personen sind gesonderte 
Mahlzeiten anzubieten, welche den jeweiligen 
Erfordernissen gerecht werden.

• Wird ein schweinefleischhaltiges Gericht angebo-
ten, muss ein Alternativgericht mit einer anderen 
Fleischsorte angeboten werden, soweit einem 
oder mehreren Essensteilnehmern aus religiösen 
und/oder sonstigen Gründen der Konsum von 
Schweinefleisch untersagt ist.  
 

PRAXISTIPP

Wird diese Anforderung gestellt, muss der jeweilige 
Preis für die gesonderten Mahlzeiten im Rahmen der 
Ausschreibung abgefragt werden, um die Vergleichbar-
keit der Angebote sicherzustellen. Hierbei ist festzuhal-
ten, wie der Bedarf bestimmt und dies an den Spei-
senanbieter weitergegeben wird.

Dauer der Warmhaltezeit in Minuten

von > 160 bis ≤ 180  0

von > 140 bis ≤ 160  1

von > 120 bis ≤ 140  2

≤ 120  3

Pu
n

kt
e
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Qualität der eingesetzten Produkte

Um eine hohe Lebensmittelqualität der eingesetzten Pro-
dukte sicherzustellen, sollten diese eine gute Produktqua- 
lität vorweisen und unter klaren Anforderungen produ-
ziert sowie verarbeitet werden. Orientierung zur Erfüllung 
der Qualitätsansprüche bietet das Gütezeichen „Geprüfte 
Qualität“ des Freistaates Bayern, das spezifisch für ver-
schiedene Produktbereiche Qualitätsansprüche definiert. 

Beispiel für eine Vorgabe zur Qualität des verwende-
ten Rindfleisches in der Leistungsbeschreibung unter 
Verwendung des Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ 

Der Auftragnehmer hat ausschließlich Rindfleisch zu 
verwenden, das nach den Qualitäts- und Prüfbestim-
mungen des Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des 
Freistaates Bayern zertifiziert ist.

Beispiel für einen Nachweis, anhand dessen geprüft 
werden kann, ob der Auftragnehmer die im vorge-
nannten Beispiel beschriebenen Anforderungen ein-
hält und ausschließlich Rindfleisch verwendet, wel-
ches nach den Qualitäts- und Prüfbestimmungen 
des Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des Frei- 
staates Bayerns zertifiziert ist:

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber spätes-
tens innerhalb eines Monates nach Leistungsbeginn 
durch Vorlage eines auf den Auftragnehmer für 
„Rindfleisch“ ausgestellten Zertifikats „Geprüfte 
Qualität“ des Freistaates Bayern sowie weiteren 
geeigneten Unterlagen (z.B. Lieferscheinen, Speise-
plänen, Essenszahlen) prüfbar und nachvollziehbar 
nachzuweisen, dass er ausschließlich Rindfleisch, 
welches nach den Qualitäts- und Prüfbestimmungen 
des Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des Freistaates 
Bayerns zertifiziert ist, einsetzt. Sofern der Auftrag-
nehmer nicht selbst nach den Qualitäts- und Prüfbe-
stimmungen des Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ 
des Freistaates Bayern zertifiziert ist, hat der Auftrag-
nehmer durch Vorlage des Zertifikats oder mehrerer 
Zertifikate, welche auf den bzw. die jeweiligen Liefe-
ranten ausgestellt ist/sind, nebst weiteren geeigne-
ten Unterlagen (z.B. Lieferscheinen, Speiseplänen, 
Essenszahlen) für den Auftraggeber prüfbar und 
nachvollziehbar nachzuweisen, dass das von ihm 
eingesetzte Rindfleisch nach den Qualitäts- und Prüf-
bestimmungen des Gütezeichens „Geprüfte Quali-
tät“ des Freistaates Bayerns zertifiziert ist.  
Der Auftragnehmer hat die in Satz 1 oder Satz 2  
beschriebenen Nachweise auch dann zu erbringen, 
wenn der Auftraggeber ihn hierzu während der Ver-
tragslaufzeit auffordert. In diesem Fall hat der Auf-
tragnehmer das entsprechende Zertifikat sowie die 
weiteren Unterlagen dem Auftraggeber innerhalb 
von fünf (5) Kalendertagen nach Zugang der Auf- 
forderung zu übermitteln.

 
Beispiel für ein Zuschlagskriterium, durch die der 
Auftraggeber bei der Wertung positiv berücksichti-
gen will, dass der Bieter über die in der Leistungs-
beschreibung beschriebenen Mindestanforderungen 
hinaus, einen größeren Anteil an Produkten, die 
nach den Qualitäts- und Prüfbestimmungen des 
Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des Freistaates 
Bayerns zertifiziert sind, anbietet.

Bietet der Bieter über die in der Leistungsbeschrei-
bung aufgestellte Mindestanforderung, ausschließ-
lich Rindfleisch zu verwenden, das nach den Quali-
täts- und Prüfbestimmungen des Gütezeichens 
„Geprüfte Qualität“ des Freistaates Bayerns zertifi-
ziert ist, hinaus Produkte der in den Qualitäts- und 
Prüfbestimmungen des Gütezeichens „Geprüfte 
Qualität“ des Freistaates Bayerns genannten Pro-
duktbereiche „Milch und Erzeugnisse auf Milchba-
sis“ und/oder „Teigwaren“ und/oder „Speise- und 
Speisefrühkartoffeln“ an, erhält das Angebot zusätz-
lich für jeden weiteren dieser Produktbereiche einen 
(1) Punkt.

Der Bieter hat hierzu in seinem Angebot anzugeben, 
welche weiteren Produktbereiche, die die Qualitäts- 
und Prüfbestimmungen des Gütezeichens „Geprüfte 
Qualität“ des Freistaates Bayerns erfüllen, er im 
Auftragsfalle einsetzen wird. Weiter hat der Bieter 
mit seinem Angebot durch die Vorlage der entspre-
chenden Zertifikate nachzuweisen, dass er oder 
seine Lieferanten für diese weiteren Produktberei-
che nach den Qualitäts- und Prüfbestimmungen des 
Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des Freistaates 
Bayerns zertifiziert sind.

PRAXISTIPP

Es können Punkte vergeben werden, wenn der Bieter 
selbst für bestimmte Produktbereiche nach den Quali-
täts- und Prüfbestimmungen des Gütezeichens 
„Geprüfte Qualität“ des Freistaates Bayerns zertifiziert 
ist. Denn dadurch weist er nach, dass er sich dem Kont-
rollsystem des Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des 
Freistaates Bayerns unterworfen hat und damit u.a. sein 
Wareneingang und Warenausgang durch eine neutrale 
Kontrolleinrichtung plausibilisiert werden. Der Auftrag-
nehmer darf auch nur in diesem Fall auf dem Speiseplan 
kenntlich machen, dass die jeweiligen eingesetzten Pro-
dukte nach den Qualitäts- und Prüfbestimmungen des 
Gütezeichens „Geprüfte Qualität“ des Freistaates Bay-
erns zertifiziert sind. Eine entsprechende Zertifizierung 
sollte allerdings nur bei einer ausreichenden Angebots-
frist verlangt werden, damit interessierte Unternehmen 
ausreichend Zeit haben, um sich zertifizieren zu lassen 
oder sich vor dem Hintergrund des § 34 Abs. 5 VgV 
andere geeignete Belege zu beschaffen. 
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Ökologische/biologische Produkte

Ökologisch/biologisch hergestellte Produkte fördern die 
Nachhaltigkeit. Davon profitieren Umwelt, Tiere und 
Menschen. In der ökologischen/biologischen Erzeugung 
bestehen derzeit hohe verbindliche Standards bezüglich 
des Tierwohls. Für die Beschaffung von Lebensmitteln, 
die aus ökologischer/biologischer Erzeugung stammen 
bietet es sich an, einen Mindestanteil an ökologischen/
biologischen Produkten bezogen auf den Gesamtwaren-
einsatz festzulegen. Dafür ist zu überlegen, in welchem 
Umfang ökologische/biologische Produkte verwendet 
werden sollen. Die Bayerischen Leitlinien Gemein-
schaftsverpflegung empfehlen einen Mindestanteil an 
ökologischen/biologischen Produkten von nicht unter 
10-20 %. Im Sinne der Nachhaltigkeit und im Rahmen 
der Verfügbarkeit kann der Prozentsatz auch höher ange-
setzt werden. Dabei ist zu definieren, ob lediglich be-
stimmte Produkte, bestimmte Produktgruppen oder aber 
das Gesamtangebot aus ökologischen/biologischen Pro-
dukten bestehen sollen. 

Beispiel für eine Leistungsbeschreibung, durch die 
der Auftraggeber sicherstellen will, dass der mone-
täre Anteil der vom Auftragnehmer für den Auftrag 
einzusetzenden Produkte aus ökologischer/biologi-
scher Produktion i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 
des Rates vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal 
einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetä-
ren Gesamtwareneinsatz (Brutto) mind. 20 % beträgt. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Produkte aus 
ökologischer/biologischer Produktion i.S.d. Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 
(EG-Öko-VO) zu verwenden. Der monetäre Anteil der 
für den Auftrag einzusetzenden Produkte aus ökologi-
scher/biologischer Produktion i.S.d. Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 gemessen am 
pro Quartal einzusetzenden auftragsgegenständli-
chen monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) muss 
mindestens 20 % betragen.

 
Beispiel für eine Leistungsbeschreibung bei einer 
Ausschreibung eines Kantinenbetriebes, bei der der 
Auftraggeber sicherstellen will, dass der monetäre 
Anteil der vom Auftragnehmer für den Auftrag einzu-
setzenden Produkte aus ökologischer/biologischer 
Produktion i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des 
Rates vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal ein-
zusetzenden auftragsgegenständlichen monetären 
Gesamtwareneinsatz (Brutto) mindestens 20 % 
beträgt. Weiter will der Auftraggeber bei diesem Bei-
spiel sicherstellen, dass einzelne Komponenten der 
auf dem Speiseplan beschriebenen Speisen als Pro-
dukte aus ökologischer/biologischer Produktion ... 

 
... i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates  
vom 28.06.2007 gekennzeichnet werden.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Produkte aus 
ökologischer/biologischer Produktion i.S.d. Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 zu 
verwenden. Der monetäre Anteil der für den Auftrag 
einzusetzenden Produkte aus ökologischer/biologi-
scher Produktion i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 
des Rates vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal 
einzusetzenden auftragsgegenständlichen monetären 
Gesamtwareneinsatz (Brutto) muss mindestens 20 % 
betragen. Der Auftragnehmer hat dem Auftragge 
ber spätestens nach Ablauf eines (1) Monats ab Zu-
schlagserteilung den Nachweis über die Beantragung 
der Zertifizierung nach § 6 Ökolandbaugesetz i.V.m. 
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 
28.06.2007 unaufgefordert vorzulegen. Der Auftrag-
nehmer hat dem Auftraggeber den Nachweis über 
die erfolgreiche Zertifizierung spätestens nach Ablauf 
von drei (3) Monaten ab Leistungsbeginn unaufgefor-
dert vorzulegen. Kommt der Auftragnehmer dieser 
Verpflichtung nicht nach, hat der Auftraggeber das 
Recht, den Vertrag außerordentlich zu kündigen. 
 

Beispiel für ein Zuschlagskriterium, durch das der 
Auftraggeber bei der Wertung positiv berücksichtigen 
will, dass der Bieter, über die in der Leistungsbe-
schreibung beschriebene Mindestanforderung hin-
aus, einen größeren Anteil an Produkten aus ökolo-
gischer/biologischer Produktion anbietet.

Der monetäre Anteil der für den Auftrag einzusetzen-
den Produkte aus ökologischer/biologischer Produk-
tion i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 
vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal einzuset-
zenden auftragsgegenständlichen monetären 
Gesamtwareneinsatz (Brutto) hat gemäß der Leis-
tungsbeschreibung mindestens 20 % des monetären 
Wareneinsatzes gemessen am Gesamtwareneinsatz 
(Brutto) zu betragen. Ein Angebot mit höherem Anteil 
an ökologischen/biologischen Produkten wird gemäß 
nachfolgender Tabelle besser bewertet.

monetärer Anteil der für den Auftrag einzuset-
zenden ökologischen/biologischen Produkte 
i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 
vom 28.06.2007 gemessen am pro Quartal 
einzusetzenden auftragsgegenständlichen 
monetären Gesamtwareneinsatz (Brutto) 

<10 %  0

<20 %  1

<30 %  2

≥30 %  3 
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Weiteres mögliches Zuschlagskriterium 
Darüber hinaus bietet es sich an, an ökologisch erzeugte 
Lebensmittel zugleich weitere Qualitätsanforderungen zu 
stellen. Orientierung bietet das Bio-Siegel des Freistaa-
tes Bayern, welches Qualitätskriterien definiert, die deut-
lich über die gesetzlichen Anforderungen der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 hinausgehen.

Beispiel für ein Zuschlagskriterium zur Qualität der 
verwendeten ökologischen Produkte:

Der Bieter wird im Falle der Zuschlagserteilung für 
den Auftrag ausschließlich Kartoffeln verwenden, die 
den Qualitätsanforderungen des Bio-Siegels des Frei-
staates Bayern entsprechen. Für jedes weitere Pro-
dukt, welches die Qualitätsanforderungen des Bio-
Siegels des Freistaates Bayern für Eier, Milch und/
oder Milcherzeugnisse erfüllt und welches der Bieter 
für den Auftrag ausschließlich einsetzen wird, wird je 
1 Punkt vergeben.

Der Bieter hat hierzu in seinem Angebot anzugeben, 
welche dieser Produkte er im Auftragsfalle einsetzen 
wird. Weiter hat der Bieter mit seinem Angebot durch 
die Vorlage der entsprechenden Zertifikate nachzu-
weisen, dass er oder seine Lieferanten für diese Pro-
dukte nach den Qualitätsanforderungen des Bio-Sie-
gels des Freistaates Bayern zertifiziert ist bzw. sind. 

Seefische aus bestandserhaltender und 
nachhaltiger Fischerei

Um die Nachhaltigkeit in der Warenbeschaffung zu 
gewährleisten, bietet es sich an, als einen der Aspekte 
Seefische aus bestandserhaltender Fischerei zu fordern. 
Orientierung bietet hier beispielsweise das Gütezeichen 
„Marine Stewardship Council“ (MSC). 

Beispiel für die Vorgabe zur Verwendung von See-
fisch aus bestandserhaltender und nachhaltiger 
Fischerei in der Leistungsbeschreibung: 

Der Auftragnehmer verwendet Seefische, welche die 
Anforderungen des Gütezeichens „Marine Steward-
ship Council“ (MSC) erfüllen. Der Auftragnehmer hat 
unaufgefordert am Ende eines jeden Vertragsjahres 
durch Vorlage von Unterlagen (z.B. Lieferscheinen 
und Rechnungen) und Essenszahlen nachzuweisen, 
dass er ausschließlich Seefische eingesetzt hat, wel-
che die Anforderungen des Gütezeichens „Marine 
Stewardship Council“ (MSC) erfüllen. Aus den vom 
Auftragnehmer eingereichten Unterlagen müssen 
sich für den Auftraggeber die Produkte eindeutig als 
zertifiziert identifizieren lassen.

Verwendung von Produkten aus fairem 
Handel

Die Verwendung von fair gehandelten Produkten kann 
als sozialer und ökologischer Aspekt bei der Auftragsver-
gabe berücksichtigt werden. Als solche Produkte kom-
men z.B. Kaffee und Bananen in Betracht. Orientierung 
hierzu bietet das Fairtrade-Siegel.

Beispiel für die Vorgabe zur Verwendung von fair 
gehandelten Produkten (hier: Kaffee und Bananen) 
in der Leistungsbeschreibung: 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Kaffee und 
Bananen, die außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes angebaut oder weiterverarbeitet 
wurden, nur zu verwenden, wenn diese Produkte 
den sozialen und ökologischen Anforderungen des 
Fairtrade-Siegels entsprechen. Soweit der Auftrag-
nehmer im Rahmen der Auftragsausführung Kaffee 
und Bananen, die außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes angebaut oder weiterverarbeitet 
wurden, verwendet hat, hat er dem Auftraggeber 
unaufgefordert am Ende des Vertragsjahres durch 
Vorlage von Lieferscheinen und Rechnungen nach-
zuweisen, dass diese Produkte die Anforderungen 
des Fairtrade-Siegels erfüllen.

Gentechnikfreie Produkte

Möchte die Einrichtung dem Wunsch nach gentechnik-
freien Produkten entsprechen, kann dies in der Leis-
tungsbeschreibung festgehalten werden. 

Beispiel für die Vorgabe zur Verwendung von gentech-
nikfreien Produkten in der Leistungsbeschreibung

Es werden keine gentechnisch veränderten Lebens-
mittel eingesetzt. Die eingesetzten tierischen Produkte 
(d.h. Milch und Milchprodukte, Frischfleisch, Fleisch- 
und Wurstwaren, Eier und Eiprodukte) stammen aus 
gentechnikfreier Fütterung.

PRAXISTIPP

Durch das Bio-Siegel des Freistaates Bayern sowie das 
Gemeinschaftslogo für ökologische/biologische Produk-
tion i.S.d. Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 
28.06.2007 kann jeweils nachgewiesen werden, dass die 
jeweiligen mit diesen Gütezeichen zertifizierten Pro-
dukte keine nachweisbaren gentechnisch veränderten 
Bestandteile beinhalten.
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Haltungsformen der Legehennen

Im Sinne des Tierwohls kann die Haltungsform von Lege-
hennen definiert werden. Die höchsten Anforderungen 
werden an die ökologische Haltungsform gestellt. 

Beispiele für die Vorgabe der Haltungsform der 
Legehennen in der Leistungsbeschreibung

• Die verwendeten Eier und Eiprodukte stam-
men aus Freilandhaltung (Ziffer 1 im Erzeuger-
code) oder ökologischer Haltung (Ziffer 0 im 
Erzeugercode).

• Die verwendeten Eier und Eiprodukte stam-
men aus ökologischer Haltung (Ziffer 0 im 
Erzeugercode).

Nachweis

Der Auftragnehmer hat unaufgefordert am Ende 
eines jeden Vertragsjahres durch Vorlage von Unter-
lagen (z.B. Lieferscheinen und Rechnungen) und 
Essenszahlen nachzuweisen, dass er ausschließlich 
Eier eingesetzt hat, welche die Anforderungen der 
ökologischen Haltung (Ziffer O im Erzeugercode) oder 
Freilandhaltung (Ziffer 1 im Erzeugercode) erfüllen.

Frische und Verarbeitungsqualität

In der Gemeinschaftsverpflegung werden Produkte 
unterschiedlicher Convenience-Stufen verwendet.  
Hierbei sind u.a. aus ernährungsphysiologischen und 
sensorischen Aspekten Produkte der Convenience- 
Stufen 0 bis 2 zu bevorzugen.  

Beispiel für eine Mindestanforderung in der Leis-
tungsbeschreibung, mit der der Auftraggeber 
sicherstellt, dass eine nährstoffoptimierte und 
abwechslungsreiche Verpflegung erfolgt: 

• Werden Convenience-Produkte der Stufen 4 oder 
5 eingesetzt (siehe nachfolgende Tabelle), sind bei 
der Speisenzubereitung Produkte im Umfang von 
XX % des auftragsgegenständlichen monetären 
Gesamtwareneinsatzes (Brutto) mit niedriger Con-
veniencestufe (0 bis 2) zu ergänzen.

und/oder

• Mind. XX % des auftragsgegenständlichen mone-
tären Gesamtwareneinsatzes (Brutto) müssen den 
Convenience-Stufen 0 bis 2 entsprechen.

und/oder

• Maximal XX % des auftragsgegenständlichen  
monetären Gesamtwareneinsatzes (Brutto) darf 
den Convenience-Stufen 4 und 5 entsprechen.

und/oder

• Soweit kein frisches Obst und Gemüse eingesetzt 
wird, ist tiefgekühltes Gemüse und tiefgekühltes 
Obst einzusetzen

Abfälle und Entsorgung

Aus Gründen der Nachhaltigkeit sollten Abfälle und ins-
besondere Lebensmittelabfälle so gering wie möglich 
gehalten werden. 

Beispiele für Vorgaben zur Verringerung des Abfall-
aufkommens in der Leistungsbeschreibung:

Zur Vermeidung des Abfallaufkommens hat der 
Auftragnehmer vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelungen folgende Vorgaben 
einzuhalten:

• Getränke in Dosen werden nicht verkauft bzw. 
ausgegeben.

• Es werden keine Einzelverpackungen in Form 
von Fertigdesserts (z. B. Jogurt im Becher) und 
Getränken verwendet.

• Es werden Mehrwegverpackungen oder wieder-
verwertbare Verpackungen verwendet.

• Es dürfen nur Küchenrollen und Papierhand-
tücher aus Altpapier verwendet werden.

• Es erfolgt die ausschließliche Verwendung von 
ungebleichtem Back-/Koch- und Heißfilterpapie-
ren (z. B. Teefilter).

• Aluminium-Menüschalen dürfen (aufgrund der 
Gefahr der Freisetzung erhöhter Gehalte an Alu-
minium und Thallium) nicht verwendet werden.

• Speiseabfälle, Altglas, Pappe, Papier und Leicht-
verpackungen sowie Fette und Öle werden ge-
trennt gesammelt und der Wertstoffsammlung 
zugeführt. 

Conveniencestufe

küchenfertige 
Lebensmittel = 1

aufbereitfertige 
Lebensmittel = 3

verzehr-/tischfertige 
Lebensmittel = 5

Beispiele

entbeintes, zerlegtes Fleisch, 
geputztes Gemüse

Instantsuppen, Pudding-
pulver, Fix-Salatsoßen

Grundstufe = 0 

garfertige 
Lebensmittel = 2

regenerierfertige 
Lebensmittel = 4

Tierhälften, ungewaschenes 
Gemüse

gewürztes Fleisch, Teigwa-
ren, Tiefkühl-Gemüse, 
Tiefkühl-Obst

Fertiggerichte (einzelne Kom-
ponenten oder fertige Menüs)

kalte Soßen, fertige 
Salate, Obstkonserven



Vergabeverfahren 

Auftragsbekanntmachung 
und Bereitstellung der 

Vergabeunterlagen
Eingang der Angebote Angebotsöffnung

Zuschlagserteilung oder 
Verfahrensaufhebung

EU-weite Verfahren: 
Informations- und 

Wartepflicht

Angebotsprüfung 
und Wertung

ABLAUF EINES OFFENEN VERGABEVERFAHRENS

31

Der Auftraggeber hat bei Einleitung des Vergabeverfah-
rens anzugeben, auf welche Art und Weise er die Ver- 
gabeunterlagen zur Verfügung stellt. Die VgV sowie die 
UVgO enthalten hierzu klare Vorgaben. So ist z.B. nach  
§ 41 Abs. 1 VgV und § 29 Abs. 1 UVgO u.a. in der Auf-
tragsbekanntmachung eine elektronische Adresse anzu-
geben, unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen  
werden können. 

Mit der Einleitung des Vergabeverfahrens müssen alle 
Voraussetzungen für die Auftragsvergabe geklärt und 
damit die einzelnen Überlegungen im Rahmen der Ver-
gabevorbereitung abgeschlossen sein, d. h. 

• der genaue Beschaffungsbedarf ist festgelegt

• die Genehmigungen für das Beschaffungsvorhaben 
sind eingeholt

• Haushaltsmittel sind verfügbar

• das Vergabeverfahren ist konzipiert, d. h. insbesondere 
sind der Rechtsrahmen, die Vergabeart, der Zeitplan 
und die Fristen bestimmt

• die Vergabeunterlagen sind vollständig, d. h. insbeson-
dere Fertigstellen der Leistungsbeschreibung sowie 
der Bewerbungsbedingungen mitsamt den Eignungs- 
und Zuschlagskriterien

Die folgenden Abbildungen zeigen schematisch den 
Ablauf des offenen bzw. des nicht offenen Verfahrens 
und werden im Anschluss erläutert. 

 

Vergabeverfahren



Auftragsbekanntmachung 
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Eingang der 
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Zuschlagserteilung 
oder Verfahrensaufhebung
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Bei den Verfahren mit vorherigem Teilnahmewettbewerb 
(nicht offenes Verfahren, Verhandlungsverfahren mit Teil-
nahmewettbewerb, Beschränkte Ausschreibung mit Teil-
nahmewettbewerb und Verhandlungsvergabe mit Teil-
nahmewettbewerb) werden die Unternehmen, welche 
einen Teilnahmeantrag eingereicht haben, als „Bewer-
ber“ bzw. als „Bewerbergemeinschaft“ bezeichnet und 
diejenigen Unternehmen, welche zur Abgabe eines 
Angebotes aufgefordert wurden, als „Bieter“ bzw. „Bie-
tergemeinschaft“. Bei den übrigen Verfahrensarten wer-
den die Unternehmen immer als „Bieter“ bzw. als „Bie-
tergemeinschaft“ bezeichnet. 

Auftragsbekanntmachung: Soweit eine Auftragsbekannt-
machung bei EU-weiten Vergaben erforderlich ist, wird 
das Vergabeverfahren durch die Übersendung der Auf-
tragsbekanntmachung an das Amt für Veröffentlichung 
bei der EU eingeleitet. Die Bedeutung der Auftragsbe-
kanntmachung sollte nicht unterschätzt werden, da mög-
liche Bieter anhand der Auftragsbekanntmachung erken-
nen, ob die Vergabe für sie interessant ist. Außerdem ist 
der Auftraggeber im weiteren Vergabeverfahren an die 
Angaben der Auftragsbekanntmachung gebunden. In 
den weiteren Vergabeunterlagen können diese Angaben 
zwar weiter konkretisiert, jedoch grundsätzlich nicht 
mehr abgeändert werden. Um Widersprüche zwischen 
der Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterla-
gen zu vermeiden, ist es daher von Vorteil, zunächst die 
gesamten Vergabeunterlagen zu erstellen und anschlie-
ßend die Auftragsbekanntmachung fertig zu stellen.

Wo muss die Auftragsbekanntmachung veröffent-
licht werden?

Nationale Verfahren (§ 28 UVgO)

• auf den Internetseiten des Auftraggebers oder auf 
Internetportalen

• zusätzlich in Tageszeitungen, amtlichen Veröffentli-
chungsblättern oder Fachzeitschriften möglich

• Auftragsbekanntmachungen auf Internetseiten des 
Auftraggebers oder auf Internetportalen müssen 
zentral über die Suchfunktion des Internetportals 
www.bund.de ermittelt werden können.

• Es wird klarstellend darauf hingewiesen, dass für 
kommunale Auftraggeber die Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
und für Integration vom 31. Juli 2018, Az. B3-1512-
31-19 besondere Veröffentlichungspflichten enthält. 

EU-weite Verfahren

• Auftragsbekanntmachung muss nach dem Muster 
gemäß Anhang II der Durchführungsverordnung 
(EU) 2015/1986 erstellt werden (vgl. § 37 VgV)

• Diese wird nach Fertigstellung elektronisch an das 
Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Uni-
on übermittelt und anschließend, i.d.R. nach Ab-
lauf von 3 bis 5 Tagen, bei TED (Tenders Electronic 
Daily), der Online-Version des „Supplement zum 
Amtsblatt der europäischen Union“, veröffentlicht. 
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Bietern ist die Möglichkeit von Bieterfragen zu geben. 
Diese müssen in der in den jeweiligen Regelungswerken 
vorgegebenen Form gestellt werden. So sind z. B. nach  
§ 9 Abs. 1 VgV auch für die Bieterfragen elektronische 
Mittel zu verwenden. Die Bieterfragen und Antworten 
sind zu dokumentieren. Weiterhin müssen die Fragen 
anonymisiert und allen anderen Bietern zugänglich ge-
macht werden. Entsprechendes gilt für die Antworten  
auf die Bieterfragen.

PRAXISTIPP

Empfehlenswert ist die Angabe einer Frist für die Bieter 
zur Einreichung von Bieterfragen gegenüber dem Auf-
traggeber vor dem Ablauf der Angebotsfrist. Die Frist für 
die Bieter zur Einreichung von Bieterfragen wird ober-
halb der Schwellenwerte regelmäßig mit 9 Kalenderta-
gen bemessen. So kann der Auftraggeber den Anforde-
rungen des § 20 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 VgV ausreichend 
Rechnung tragen, wonach die Angebotsfrist vom Auf-
traggeber zu verlängern ist, sofern zusätzliche Informati-
onen trotz rechtzeitiger Anforderung durch ein Unter-
nehmen nicht spätestens 6 Tage vor Ablauf der 
Angebotsfrist zur Verfügung gestellt werden. Klarstel-
lend ist aber darauf hinzuweisen, dass der Auftraggeber 
Hinweise von Unternehmen auf Unklarheiten o.ä. in den 
Vergabeunterlagen auch nach Ablauf der Frist zur Ein-
reichung der Bieterfragen zu berücksichtigen hat und, 
soweit erforderlich, die Angebotsfrist verlängern muss. 
Eine mit § 20 Abs. 3 VgV vergleichbare Regelung im 
Anwendungsbereich der UVgO enthält § 13 Abs. 4 
UVgO.  

Angebotsöffnung: Die eingegangenen Teilnahmeanträge 
und Angebote müssen in allen Fällen vertraulich ver-
wahrt werden (vgl. §§ 5, 54 VgV; §§ 3, 39 UVgO). Sie dür-
fen dabei grundsätzlich nicht vor Ablauf der Frist zur 
Abgabe der Teilnahmeanträge bzw. Angebote geöffnet 
werden (vgl. § 40 Abs. 1 UVgO; zur Besonderheit bei Teil-
nahmeanträgen und Angeboten, die im Rahmen von Ver-
handlungsvergaben eingereicht und deren geschätzter 
Auftragswert einen Betrag von 25.000 EUR netto nicht über- 
schreitet, siehe Nr. 1.4 S. 1 VVöA (für staatliche Auftrag-
geber)) und Nr. 6.1 S. 1 der Bekanntmachung zur Ver-
gabe von Aufträgen im kommunalen Bereich (für kom-
munale Auftraggeber). Die Öffnung der Angebote wird 
von mindestens zwei Vertretern des öffentlichen Auftrag-
gebers gemeinsam an einem Termin unverzüglich nach 
Ablauf der Angebotsfrist durchgeführt. Bieter sind nicht 
zugelassen. Im Zuge der Angebotsöffnung wird festge-
stellt, welche Angebote form- und fristgerecht eingegan-
gen sind. Weiterhin werden die Angebotsbestandteile 
und die Endsummen der Angebote erhoben. 

Angebotsprüfung und Wertung: Die Prüfung und Wer-
tung der Angebote erfolgt im offenen Verfahren grund-
sätzlich in fünf Stufen: 

Wie unterscheidet sich der Ablauf im nicht offenen 
Verfahren?

Wird ein nicht offenes Verfahren durchgeführt, fin-
det im Rahmen des vorgeschalteten Teilnahmewett-
bewerbs die Prüfung des Nichtvorliegens von Aus-
schlussgründen nach §§ 123, 124 GWB und die 
Eignungsprüfung statt. 

1. Ausschluss wegen formaler Fehler

Der Ausschluss wegen formaler Fehler betrifft die for-
male Prüfung der Angebote. Auf dieser ersten Wertungs-
stufe wird die Vollständigkeit der Angebote geprüft. Wei-
ter wird geprüft, ob die Angebote in der geforderten 
Form und innerhalb der Angebotsfrist zugegangen sind. 
Bei Mängeln werden die Angebote grundsätzlich zwin-
gend ausgeschlossen, z. B. bei verspätetem 
Angebotseingang.

Sofern Angebote mit fehlenden, unvollständigen oder 
fehlerhaften unternehmensbezogenen Unterlagen einge-
reicht werden, kann der Auftraggeber den jeweiligen Bie-
ter auffordern, diese nachzureichen, zu vervollständigen 
oder zu korrigieren; im Falle von fehlenden oder unvoll-
ständigen leistungsbezogenen Unterlagen kann der Auf-
traggeber den jeweiligen Bieter auffordern, die fehlen-
den oder unvollständigen Unterlagen nachzureichen, es 
sei denn, es handelt sich um leistungsbezogene Unterla-
gen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote 
anhand der Zuschlagskriterien betreffen. In diesem Fall 
ist eine Nachforderung ausgeschlossen (vgl. § 56 Abs. 2, 
Abs. 3 VgV und § 41 Abs. 2, Abs. 3 UVgO). 
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Die Entscheidung zur Nachforderung von Unterlagen 
steht im Ermessen des Auftraggebers. Der Grundsatz der 
Gleichbehandlung ist hierbei zu berücksichtigen. Außer-
dem darf das Angebot durch die nachgereichten Unterla-
gen nachträglich nicht abgeändert – und insbesondere 
verbessert – werden (sog. Nachverhandlungsverbot). 

2. Nichtvorliegen von Ausschlussgründen

Auf der zweiten Wertungsstufe erfolgt sodann die Prü-
fung des Nichtvorliegens von zwingenden bzw. fakultati-
ven Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB. 

3. Eignungsprüfung

Können die Eignungskriterien nicht erfüllt werden, wird 
das Angebot ausgeschlossen. Es findet eine unterneh-
mensbezogene Prüfung statt. Dabei können die Eig-
nungsanforderungen lediglich erfüllt oder nicht erfüllt 
werden, d. h. ein Bieter ist entweder geeignet oder aber 
nicht geeignet. Ein Vergleich mit anderen Bietern findet 
nicht statt. Infolgedessen darf nicht berücksichtigt wer-
den, ob ein Bieter besser oder schlechter im Vergleich zu 
anderen Teilnehmern des Vergabeverfahrens geeignet 
ist. Es gibt kein „Mehr an Eignung“. Sind die Eignungsan-
forderungen nicht erfüllt, führt dies zwingend zum Aus-
schluss des Bieters vom weiteren Vergabeverfahren.  

4. Fachliche und rechnerische Richtigkeit; Angemessen-
heit des Preises

Auf der nächsten Stufe wird die fachliche und rechneri-
sche Richtigkeit der Angebote sowie die Angemessenheit 
der angebotenen Gesamtpreise geprüft. Auf ein Angebot 
mit einem unangemessen niedrigen Preis darf der 
Zuschlag nicht erteilt werden. Entscheidend ist der 
Gesamtpreis des Angebotes. Ausgangspunkt der Ange-
messenheitsbestimmung sind üblicherweise die anderen 
Angebote oder aber die eigene Kostenschätzung des 
Auftraggebers. In der Praxis wird grundsätzlich eine Auf-
klärungserfordernis ab einem 20 %igen Abstand ange-
nommen. Enthält ein Angebot einen ungewöhnlich nied-
rigen Preis, muss der Bieter durch Aufklärung die 
Möglichkeit erhalten, diesen nachvollziehbar zu erklären. 
Wird der Preis durch den Bieter nicht nachvollziehbar 
erklärt, wird das Angebot ausgeschlossen. Ein Angebots-
ausschluss ohne vorangehende Aufklärung ist unzuläs-
sig. Die Einzelheiten der Angemessenheitsprüfung erge-
ben sich aus § 60 UVgO und § 44 UVgO. 

 
5. Auswahl des wirtschaftlichsten Angebots

Das wirtschaftlichste Angebot wird anhand der festgeleg-
ten Zuschlagskriterien (mitsamt etwaiger Unterkriterien) 
und entsprechend der angegebenen Gewichtung 
bestimmt. Hierbei ist der Auftraggeber an die festgeleg-
ten Zuschlagskriterien (nebst Unterkriterien) sowie deren 
Gewichtung und etwaige Bewertungsregeln gebunden. 

VORSICHT

Es hat eine hinreichende Dokumentation des gesamten 
Wertungsvorgangs, also der einzelnen Wertungsstufen, 
und des Wertungsergebnisses zu erfolgen!  

Vorabinformation bei EU-weiten Verfahren: Nach der 
Bestimmung des obsiegenden Bieters im Rahmen der 
Angebotsprüfung und -wertung müssen die nicht 
berücksichtigten Bieter über die geplante Zuschlagsertei-
lung auf das Angebot des obsiegenden Bieters vorab 
informiert werden. Im Zuge dessen müssen den unterle-
genen Bietern der Name des erfolgreichen Bieters, die 
Gründe für die Nichtberücksichtigung ihres eigenen 
Angebots und der früheste Zeitpunkt des Vertragsschlus-
ses mitgeteilt werden. Von den in § 134 Abs. 2 GWB für 
das Informationsschreiben vorgesehenen Formvarian-
ten, sollte die elektronische Form oder das Fax i.S.v. § 
134 Abs. 2 S. 2 GWB gewählt werden. In diesem Fall darf 
der Vertrag zehn Kalendertage nach Absendung des 
Informationsschreibens geschlossen werden. 

Beispiel: Wird die Vorabinformation am 10.12.2019 per 
E-Mail versandt, endet die Wartefrist gemäß § 134 Abs. 2 
S. 1 GWB mit Ablauf des 20.12.2019, so dass der 
Zuschlag frühestens am 21.12.2019 erteilt werden darf.   

Außerdem besteht auch im nationalen Verfahren nach  
§ 46 Abs. 1 UVgO für jeden nicht erfolgreichen Bieter die 
Möglichkeit, sich über das Ergebnis der Vergabe und ins-
besondere die wesentlichen Gründe für die Ablehnung 
seines Angebotes sowie die Merkmale und Vorteile des 
erfolgreichen Angebotes und den Namen des erfolgrei-
chen Bieters zu informieren. Hierfür muss ein Antrag 
gestellt werden. Die Vergabestelle muss die entsprechen-
den Informationen innerhalb von 15 Tagen nach Vertrags-
schluss erteilen. Unbeschadet dessen hat die Vergabe-
stelle die Bieter unverzüglich über die erfolgte Zuschlags- 
erteilung zu informieren.

Zuschlagserteilung: Mit der wirksamen Zuschlagsertei-
lung kommt der Vertrag zustande. Für den Regelfall der 
elektronischen Zuschlagserteilung sind die besonderen 
Formvorschriften für den Abschluss von Verträgen nach 
dem jeweils einschlägigen Landesrecht zu beachten (so 
bedürfen z.B. gemäß Art. 35 Abs. 2 S. 1 der Landkreis-
ordnung für den Freistaat Bayern Erklärungen, durch 
welche ein Landkreis verpflichtet werden soll der Schrift-
form, soweit es sich nicht um ein ständig wiederkehren-
des Geschäft des täglichen Lebens handelt, welches 
finanziell von unerheblicher Bedeutung ist). 

Aufhebung des Verfahrens: Die Prüfung und Wertung  
der Angebote kann auch ergeben, dass kein wirtschaftli-
ches Angebot vorliegt oder kein Angebot den vorgege-
benen Bedingungen entspricht oder sich die Grundla-
gen des Vergabeverfahrens wesentlich geändert haben 
oder andere schwerwiegende Gründe bestehen. Ist dies 
der Fall, kann das Vergabeverfahren rechtmäßig aufge-
hoben werden (vgl. § 63 Abs. 1 VgV; § 48 Abs. 1 UVgO).  



35Vergabeverfahren

Die Bieter müssen über die Aufhebung informiert wer-
den (vgl. § 63 Abs. 2 VgV; § 48 Abs. 2 UVgO).

Dokumentation und Vergabevermerk: Der Auftraggeber 
muss das Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend in 
Textform nach § 126b BGB dokumentieren, soweit dies 
für die Begründung von Entscheidungen auf jeder Stufe 
des Vergabeverfahrens erforderlich ist (vgl. § 8 Abs. 1 
VgV; § 6 Abs. 1 UVgO). Bei EU-weiten Vergaben muss 
darüber hinaus über das komplette Verfahren ein schrift-
licher Vergabevermerk geführt werden (§ 8 Abs. 2 VgV). 
Dieser Vergabevermerk muss mindestens die in § 8 Abs. 2 
S. 2 VgV beschriebenen Informationen enthalten.  

Rechtsschutz

Nationale Verfahren
Bei einem Verfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte 
besteht nur ein eingeschränkter Rechtsschutz. Bieter kön-
nen lediglich eine Beschwerde bei der zuständigen Auf-
sichtsbehörde sowie den jeweils zuständigen VOB/VOL-
Stellen einreichen bzw. im Vorfeld der Zuschlagserteilung 
eine einstweilige Verfügung beim zuständigen Zivilge-
richt auf vergaberechtskonforme Durchführung des Ver-
gabeverfahrens bzw. Unterbleiben der Zuschlagsertei-
lung erwirken. Nach wirksamer Zuschlagserteilung kann 
diese im Wege des ordentlichen Rechtsschutzes nicht 
mehr rückgängig gemacht werden. Dann greifen nur 
noch etwaige Schadensersatzansprüche.

EU-weite Verfahren
Bei einem Verfahren oberhalb der EU-Schwellenwerte 
sieht § 134 GWB – aus Gründen eines effektiven Rechts-
schutzes – eine Informations- und Wartepflicht für öffent-
liche Auftraggeber vor Zuschlagserteilung vor (siehe 
hierzu S. 34). Innerhalb dieser Wartefrist können die 
unterlegenen Unternehmen die geplante Zuschlagsertei-
lung auf ihre Vergaberechtskonformität hin prüfen und 
gegen die Zuschlagserteilung ggf. einen Nachprüfungs-
antrag bei der zuständigen Vergabekammer einreichen. 
Die zuständige Vergabekammer leitet ein Nachprüfungs-
verfahren nur auf Antrag eines antragsbefugten Unter-
nehmens ein (= Antragserfordernis). Sofern bis zum 
Ablauf der Wartefrist dagegen kein Nachprüfungsantrag 
eingereicht wurde, darf der öffentliche Auftraggeber den 
Zuschlag erteilen. 

Die einzelnen Anforderungen an einen Nachprüfungsan-
trag sind in §§ 160, 161 GWB festgelegt. Insbesondere 
muss der geltend gemachte Vergabemangel grundsätz-
lich vor Erhebung des Nachprüfungsantrags gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt worden und keine oder keine 
ausreichende Abhilfe der ausschreibenden Stelle erfolgt 
sein. Der Nachprüfungsantrag muss sodann innerhalb 
von 15 Kalendertagen nach dem Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, 

und noch vor (wirksamer) Zuschlagserteilung gestellt 
werden. 

Im vergaberechtlichen Rechtsschutz gilt die Beschleuni-
gungsmaxime, d. h., grundsätzlich muss innerhalb von 
fünf Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages von-
seiten der Vergabekammer eine Entscheidung gefällt 
werden. Gegen diese Entscheidung können die Verfah-
rensbeteiligten innerhalb von zwei Wochen nach Maß-
gabe der §§ 171 ff. GWB beim Oberlandesgericht eine 
sofortige Beschwerde einlegen.
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Kitaverpflegung

Anforderungen an einen Vier-Wochen-Speiseplan für die Mittagsverpflegung (20 Verpflegungstage)

Beispiele zur Gestaltung des Speiseplans

Formulierungsvorschläge für die Leistungsbeschreibung zur  
Gestaltung des Speiseplans für die verschiedenen Zielgruppen

Die Auswahl des Speisenangebots hat wie folgt zu erfolgen:

Anhang

Anhang

Lebensmittelgruppe Häufigkeit

Gemüse, Salate, Hülsenfrüchte

Beispiele für die praktische 
Umsetzung

20x, 

davon mind. 8x Rohkost oder Salat 

Verschiedene saisonale Gemüsear-
ten, Gemüsesticks mit verschiede-
nen Dips, Gemüsesuppen 

Obst Mind. 8x Obst als Stückware, Obstsalat, 
Obstspieße 

Getreide, Getreideprodukte und 
Kartoffeln 

20x,

davon mind. 4x Vollkornprodukte 
max. 4x Kartoffelerzeugnisse

Vollkornnudeln, Bulgursalat, 
Vollkornsemmeln 

Milch und Milchprodukte Mind. 8x Aufläufe, Dressings, Dips, Suppen, 
Quarkspeisen 

Fleisch, Wurst, Fisch, Ei Max. 8x Fleisch/Wurst, davon 
mind. 4x mageres Muskelfleisch 
mind. 4x Seefisch, davon 2x fett-
reicher Seefisch 

Magere Fleischteile für Geschnet-
zeltes, Fischpfanne

Quelle: Bayerische Leitlinien Kitaverpflegung (StMELF 2018), 2. Auflage, S. 18 f., modifiziert nach DGE-Qualitätsstandard für die Verpflegung in 
Tageseinrichtungen für Kinder, 5. Auflage, S. 16
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Für die Verpflegung von Kindern unter 5 Jahren dürfen 
die folgenden Lebensmittel nicht verwendet werden:

• Rohei und mit Rohei hergestellte Speisen

• Rohmilch, Milchprodukte und Weichkäse aus Rohmilch

• Sauermilchkäse und Weichkäse aus pasteurisierter 
Milch, der mit Gelb- und/oder Rotschmiere hergestellt 
wurde (z.B. Harzer, Mainzer)

• Frisches Mett, Tartar und ähnliche rohe 
Hackfleischzubereitungen

• Rohe Fleischzuschnitte wie Carpaccio

• Streichfähige, schnell gereifte Rohwürste (z.B. frische 
Mettwurst, Teewurst)

• Unverarbeitete Fischereierzeugnisse oder Schalentiere 
(z.B. Sushi)

• Unerhitzte heiß oder oder kalt geräucherte Fischereier-
zeugnisse (z.B. Räucherlachs, geräuchertes Forellenfi-
let), Graved Lachs

• Unerhitzte Tiefkühlbeeren

• Unerhitzte Sprossen

Für die Verpflegung von Kindern unter 3 Jahren gilt 
zusätzlich:

• Fleischstücke, die Knochen, Knorpel oder Sehnen 
enthalten (z.B. Kotelett, Hähnchenkeule) dürfen nicht 
verwendet werden.

• Scharfkantige Lebensmittel (z.B. Karotten), kleine, 
harte Lebensmittel (z.B. Nüsse), sowie glatte, runde 
Lebensmittel (z.B. Johannisbeeren, Trauben) dürfen 
nicht verwendet werden. 

Für die Verpflegung von Kindern unter 1 Jahr dürfen 
zusätzlich die folgenden Lebensmittel nicht verwendet 
werden:

• Rohes oder frisch gemahlenes Getreide

• Gemüse mit hohem Nitratgehalt, z.B. Kopf-, Eis-,  
Feldsalat, Rettich, Rote Beete, Radieschen

• Honig

• Kuhmilch als Trinkmilch sowie fermentierte 
Kuhmilchprodukte

Schulverpflegung

Anforderungen an einen Vier-Wochen-Speiseplan für die Mittagsverpflegung (20 Verpflegungstage)

Anhang

Lebensmittelgruppe Häufigkeit

Gemüse, Salate, Hülsenfrüchte

Beispiele für die praktische 
Umsetzung

20x, 

davon mind. 8x Rohkost oder Salat 

Verschiedene saisonale Gemüsear-
ten, Gemüsesticks mit verschiede-
nen Dips, Gemüsesuppen 

Obst Mind. 8x Obst als Stückware, Obstsalat, 
Obstspieße 

Getreide, Getreideprodukte und 
Kartoffeln 

20x,

davon mind. 4x Vollkornprodukte 
max. 4x Kartoffelerzeugnisse

Vollkornnudeln, Bulgursalat, 
Vollkornsemmeln 

Milch und Milchprodukte Mind. 8x Aufläufe, Dressings, Dips, Suppen, 
Quarkspeisen 

Fleisch, Wurst, Fisch, Ei Max. 8x Fleisch/Wurst, davon 
mind. 4x mageres Muskelfleisch 
mind. 4x Seefisch, davon 2x fett-
reicher Seefisch 

Magere Fleischteile für Geschnet-
zeltes, Fischpfanne

Quelle: Bayerische Leitlinien Schulverpflegung (StMELF 2017), 2. Auflage, S. 19 f., modifiziert nach DGE-Qualitätsstandard für die Schulverpfle-
gung, 4. Auflage, S. 15 ff.
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Betriebsgastronomie

Anforderungen an einen Vier-Wochen-Speiseplan für die Mittagsverpflegung (20 Verpflegungstage)

Seniorenverpflegung

Anforderungen an einen Ein-Wochen-Speiseplan für die Vollverpflegung (7 Verpflegungstage)

Anhang

Lebensmittelgruppe Häufigkeit

Gemüse, Salate, Hülsenfrüchte

Beispiele für die praktische 
Umsetzung

20x, 

davon mind. 8x Rohkost oder Salat 

Saisonales Salat- und Gemüse-
buffet, Hülsenfrüchte als Eintopf 

Obst Mind. 8x Obst als Stückware, Obstsalat, 
Obst als Dessertzutat 

Getreide, Getreideprodukte und 
Kartoffeln 

20x,

davon mind. 4x Vollkornprodukte 
max. 4x Kartoffelerzeugnisse

Gerichte mit Vollkornnudeln, Cous-
cous-Salate, Vollkornsemmeln 

Milch und Milchprodukte Mind. 8x Dessert mit Milchprodukten, Käse 
als Brotbelag 

Fleisch, Wurst, Fisch, Ei Max. 8x Fleisch/Wurst, davon 
mind. 4x mageres Muskelfleisch 
mind. 4x Seefisch, davon 2x fett-
reicher Seefisch 

Braten, Geschnetzeltes aus 
mageren Fleischteilen

Quelle: Bayerische Leitlinien Betriebsgastronomie (StMELF 2015), 1. Auflage, S. 22; S. 24f., modifiziert nach DGE-Qualitätsstandard für die 
Betriebsverpflegung, 4. Auflage, S. 12 ff.; S. 18

Lebensmittelgruppe Häufigkeit

Gemüse, Salate, Hülsenfrüchte

Beispiele für die praktische 
Umsetzung

21x, 

davon mind. 7x Rohkost oder Salat 

Verschiedene saisonale Gemüsear-
ten, Gemüsesticks mit verschiede-
nen Dips, Gemüsesuppen 

Obst 14x, davon mind. 7x frisch oder 
tiefgekühlt ohne Zuckerzusatz

Obst als Stückware, Obstsalat, 
Obstspieße 

Getreide, Getreideprodukte und 
Kartoffeln 

21x,

davon mind. 14x Vollkornprodukte 
max. 2x Kartoffelerzeugnisse

Vollkornnudeln, Bulgursalat, 
Vollkornsemmeln 

Milch und Milchprodukte Mind. 14x Aufläufe, Dressings, Dips, Suppen, 
Quarkspeisen 

Fleisch, Wurst, Fisch, Ei Max. 3x Fleisch/Wurst, davon 
mind. 2x mageres Muskelfleisch 
mind. 2x Seefisch, davon 1x fett-
reicher Seefisch 

Magere Fleischteile für Geschnet-
zeltes, Fischpfanne

Quelle: Bayerische Leitlinien Seniorenverpflegung (StMELF 2018), 2. Auflage, S. 26 f.,modifiziert nach DGE-Qualitätsstandard für die Verpflegung
in stationären Senioreneinrichtungen, 3. Auflage, S. 13 ff
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Für die Verpflegung von älteren Menschen dürfen die  
folgenden Lebensmittel nicht verwendet werden:

• Rohei und mit Rohei hergestellte Speisen

• Rohmilch, Milchprodukte und Weichkäse aus Rohmilch

• Sauermilchkäse und Weichkäse aus pasteurisierter 
Milch, der mit Gelb- und/oder Rotschmiere hergestellt 
wurde (z.B. Harzer, Mainzer)

• Frisches Mett, Tartar und ähnliche rohe 
Hackfleischzubereitungen

• Rohe Fleischzuschnitte wie Carpaccio

• Streichfähige, schnell gereifte Rohwürste (z.B. frische 
Mettwurst, Teewurst)

• Unverarbeitete Fischereierzeugnisse oder Schalentiere 
(z.B. Sushi)

• Unerhitzte heiß oder  kalt geräucherte Fischereierzeug-
nisse (z.B. Räucherlachs, geräuchertes Forellenfilet), 
Graved Lachs

• Unerhitzte Tiefkühlbeeren

• Unerhitzte Sprossen

Beispiel für Kalibrierungsvorgaben

Formulierungsvorschläge für die Leistungsbeschreibung  
für Kalibrierungsvorgaben von Portionsgrößen in der  

Betriebsgastronomie:

Anhang

Speisekomponente Portionsgröße bezogen auf 
das gegarte Produkt

Suppe als Hauptspeise 300 ml

Suppe als Vorspeise 200 ml

Fleisch- oder Fischkomponente 160 g

Gemüsebeilage 170 g

Sättigungsbeilage (z.B. Kartoffeln, Reis, Nudeln) 150 g

Dessert (z.B. Milchspeise) 120 g
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Beispiele für vegetarische Menülinien

Formulierungsvorschläge für die Gestaltung des Speise-
plans der vegetarischen Menülinie für die verschiedenen 

Lebenswelten der Gemeinschaftsverpflegung in der 
Leistungsbeschreibung.

Außerdem sind die folgenden Kriterien einzuhalten:

• Industriell hergestellte Fleischersatzprodukte2 sind 
max. 1x in 5 Verpflegungstagen vorhanden

• Frittierte und/oder panierte Produkte sind max.  
1x in 5 Verpflegungstagen vorhanden

1Ölsamen, wie Sonnenblumenkerne, Sesam, Leinsamen gehören bota-
nisch zu den Gemüsen. Da diese aber auf Nährstoffebene große  
Ähnlichkeiten mit den Nüssen und Kernen aufweisen, werden sie hier zu 
einer gemeinsamen Gruppe zusammengefasst.  
2hochverarbeitete, küchenfertige Produkte wie Soja-„Fleisch“, Soja-
„Schnetzel“, „Würstchen“, „Schnitzel“, „Geschnetzeltes“, „Hack“, „Bällchen“, 
„Filetstreifen“, Bratlinge auf Soja-, Tofu-, Lupinen- oder Milchbasis, aus 
Quorn oder Seitan

Anhang

Kita-, Schul-, oder Betriebsverpflegung

Anforderungen an einen Vier-Wochen-Speiseplan für die vegetarische Mittagsverpflegung (20 Verpflegungstage)

Lebensmittelgruppe Häufigkeit

Getreide, Getreidepro-
dukte und Kartoffeln

Beispiele für die praktische Umsetzung

20x 

Davon: 

Mind. 4x Vollkornprodukte 

max. 4x 
Kartoffelerzeugnisse

Pellkartoffeln, Salzkartoffeln, Kartoffelsalat, 
Kartoffeleintopf

Reispfanne, Reis als Beilage

Couscous-Salat, Lasagne, Getreidebratling, Polenta-
schnitte, Hirseauflauf, Quinoa, Dinkel, Weizen oder 
Bulgur gekocht

Vollkornteigwaren, -pizza, Naturreis, Vollkornbrot

Halbfertig- oder Fertigprodukte, z. B. Kroketten, Pom-
mes frites, Kartoffelecken, Reibekuchen, Gnocchi,

Püree, Klöße 

Gemüse und Salat 20x 

Davon:

Mind. 8x Rohkost oder 
Salat

Mind. 4x Hülsenfrüchte

gegarte Möhre, Brokkoli, Kohlrabi, Gemüsebratling, 
gefüllte Paprika oder Zucchini, Ratatouille, Spinat

Tomaten-, Gurken- oder Krautsalat, gemischter 
Salat,Gemüsesticks

Linsenbolognese, Bohnenbratlinge, Erbsen-, Linsen-, 
Bohneneintopf, Kichererbsencurry, Chili sin carne

Obst Mind. 8x Obst

Zusätzlich:

Mind. 4x Nüsse, Kerne 
oder Ölsamen1

Obst im Ganzen, geschnitten, Obstsalat

als Topping (z.B. für Salate, Aufläufe), gemahlen in 
Bratlingen, Nussmus

Milch und Milchprodukte, 
Hühnereier 

Mind. 8x Milch und 
Milchprodukte

in Aufläufen, Salatdressings, Dips, Soßen, Joghurt 
oder Quarkspeisen 

Rührei mit Kräutern, Eier in Senfsoße, Pfannkuchen 
mit Gemüse, Eierstich, Aufläufe

Fette und Öle Rapsöl ist Standardöl 

Quelle: modifiziert nach Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (2018): Kriterien für eine ovo-lacto-vegetarische Menülinie, [Online]
https://www.schuleplusessen.de/dge-qualitaetsstandard/gestaltung-der-verpflegung/mittagsverpflegung/ovo-lacto-vegetarische-menuelinie/
[22.05.2019]
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Außerdem sind die folgenden Kriterien einzuhalten:

• Industriell hergestellte Fleischersatzprodukte2 sind 
max. 2x pro Woche im Mittagsangebot vorhanden.

• Ebenso sind max. 3 x pro Woche frittierte und/oder 
panierte Produkte eingesetzt

1Ölsamen, wie Sonnenblumenkerne, Sesam, Leinsamen gehören bota-
nisch zu den Gemüsen. Da diese aber auf Nährstoffebene große  
Ähnlichkeiten mit den Nüssen und Kernen aufweisen, werden sie hier zu 
einer gemeinsamen Gruppe zusammengefasst.  
2hochverarbeitete, küchenfertige Produkte wie Soja-„Fleisch“, Soja-
„Schnetzel“, „Würstchen“, „Schnitzel“, „Geschnetzeltes“, „Hack“, „Bällchen“, 
„Filetstreifen“, Bratlinge auf Soja-, Tofu-, Lupinen- oder Milchbasis, aus 
Quorn oder Seitan

Anhang

Seniorenverpflegung 

Anforderungen an einen Ein-Wochen-Speiseplan für die vegetarische Vollverpflegung (7 Verpflegungstage)

Lebensmittelgruppe Häufigkeit

Getreide, Getreidepro-
dukte und Kartoffeln

Beispiele für die praktische Umsetzung

21x 

Davon: 

Mind. 14x 
Vollkornprodukte 

max. 2x 
Kartoffelerzeugnisse

Pellkartoffeln, Salzkartoffeln, Kartoffelsalat, 
Kartoffeleintopf

Reispfanne, Reis als Beilage

Couscous-Salat, Lasagne, Getreidebratling, Polenta-
schnitte, Hirseauflauf, Quinoa, Dinkel, Weizen oder 
Bulgur gekocht

Vollkornteigwaren, -pizza, Naturreis, Vollkornbrot

Halbfertig- oder Fertigprodukte, z. B. Kroketten, Pom-
mes frites, Kartoffelecken, Reibekuchen, Gnocchi,

Püree, Klöße 

Gemüse und Salat 21x 

Davon:

Mind. 7x Rohkost oder 
Salat

Mind. 2x Hülsenfrüchte

gegarte Möhre, Brokkoli, Kohlrabi, Gemüsebratling, 
gefüllte Paprika oder Zucchini, Ratatouille, Spinat

Tomaten-, Gurken- oder Krautsalat, gemischter 
Salat,Gemüsesticks

Linsenbolognese, Bohnenbratlinge, Erbsen-, Linsen-, 
Bohneneintopf, Kichererbsencurry, Chili sin carne

Obst Mind. 14x Obst

Zusätzlich:

Mind. 2x Nüsse, Kerne 
oder Ölsamen1

Obst im Ganzen, geschnitten, Obstsalat

als Topping (z.B. für Salate, Aufläufe), gemahlen in 
Bratlingen, Nussmus

Milch und Milchprodukte, 
Hühnereier 

Mind. 14x Milch und 
Milchprodukte

in Aufläufen, Salatdressings, Dips, Soßen, Joghurt 
oder Quarkspeisen 

Rührei mit Kräutern, Eier in Senfsoße, Pfannkuchen 
mit Gemüse, Eierstich, Aufläufe

Fette und Öle Rapsöl ist Standardöl 

Quelle: modifiziert nach Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (2018): Kriterien für eine ovo-lacto-vegetarische Menülinie, [Online]
https://www.schuleplusessen.de/dge-qualitaetsstandard/gestaltung-der-verpflegung/mittagsverpflegung/ovo-lacto-vegetarische-menuelinie/
[22.05.2019]



42 Anhang

Nützliche Links

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung,  
Landwirtschaft und Forsten
www.stmelf.bayern.de 

• Bayerische Leitlinien Kitaverpflegung

• Bayerische Leitlinien Schulverpflegung 

• Bayerische Leitlinien Betriebsgastronomie

• Bayerische Leitlinien Seniorenverpflegung 

Kompetenzzentrum für Ernährung 
www.kern.bayern.de

• Arbeitshilfen für die Seniorenverpflegung

• Empfehlungen zur Lebensmittelauswahl  
bei Krippenkindern 

Vernetzungsstelle Kita- und Schulver- 
pflegung Bayern
www.schulverpflegung.bayern.de  

• Arbeitshilfen und Checklisten für die Kita-  
und Schulverpflegung

• Fachinformationen für die Kita- und Schul- 
verpflegung 

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V.
www.dge.de

• DGE Qualitätsstandard für die Verpflegung in  
Tageseinrichtungen für Kinder

• DGE Qualitätsstandard für die Schulverpflegung

• DGE Qualitätsstandard für die Betriebsverpflegung

• DGE Qualitätsstandard für die Verpflegung in  
stationären Senioreneinrichtungen 

Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau  
und Verkehr sowie Bayerisches Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Energie und Technologie
www.vergabeinfo.bayern.de 

• Rechtliche Grundlagen für kommunale 
Auftragsvergaben

• Nachprüfungseinrichtungen

Auftragsberatungszentrum Bayern 
www.abz-bayern.de 

• Checkliste zum Vergabeverfahren 

• Pflichtmedien zur Bekanntmachung

• EU-Standardformulare

• Mustervergabeakte 

Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung
www.nachhaltige-beschaffung.info

• Zentrale Informationsplattform für nachhaltige 
Beschaffung

• Praxisbeispiele und Rechtsgrundlagen

Kompass Nachhaltigkeit – Öffentliche 
Beschaffung
www.kompass-nachhaltigkeit.de

• Informationen zu Nachhaltigkeit im 
Beschaffungsprozess

• Praxisbeispiele fairer und nachhaltiger 
Beschaffung

Informationsplattform des Umweltbundesamts
www.beschaffung-info.de 

• Plattform zur umweltfreundlichen Beschaffung

• Rechtsgutachten und Schulungsskripte zur  
umweltfreundlichen Beschaffung

Verwaltungs- und Beschaffernetzwerk
www.vubn.de  

• Plattform zum Austausch für die öffentliche 
Verwaltung

• 
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Oberbayern West 
AELF Fürstenfeldbruck 
Kaiser-Ludwig-Straße 8a 
82256 Fürstenfeldbruck 
Telefon: 08141 3223-0 
www.aelf-ff.bayern.de  
 
Oberbayern Ost 
AELF Ebersberg 
Wasserburger Straße 2 
85560 Ebersberg 
Telefon: 08092 2699 -0 
www.aelf-eb.bayern.de  
 

Niederbayern 
AELF Landshut 
Klötzlmüllerstraße 3 
84034 Landshut 
Telefon: 0871 603-0 
www.aelf-la.bayern.de 
 
Oberpfalz 
AELF Regensburg 
Lechstraße 50 
93057 Regensburg 
Telefon: 0941 2083-0 
www.aelf-re.bayern.de 

Oberfranken 
AELF Bayreuth 
Adolf-Wächter-Straße 10 –12 
95447 Bayreuth 
Telefon: 0921 591-0 
www.aelf-by.bayern.de 
 
Mittelfranken 
AELF Fürth  
Jahnstraße 7 
90763 Fürth 
Telefon: 0911 99715-0 
www.aelf-fu.bayern.de 

Unterfranken 
AELF Würzburg 
Von-Luxburg-Straße 4 
97074 Würzburg 
Telefon: 0931 7904-6 
www.aelf-wu.bayern.de 
 
Schwaben 
AELF Augsburg  
Bismarckstraße 62 
86391 Stadtbergen 
Telefon: 0821 43002-0 
www.aelf-au.bayern.de

Hofer Straße 20 
95326 Kulmbach 
Telefon: 09221 40782-46 

Am Gereuth 4 
85354 Freising 
Telefon: 08161 71-2776

E-Mail: poststelle@kern.bayern 
www.kern.bayern.de 

Gemeinschaftsverpflegung Bayern

Gemeinschaftsverpflegung Bayern

In der Gemeinschaftsverpflegung können viele Menschen mit einem gesunden und nachhaltigen Essensan-
gebot erreicht werden. Daher ist es im „Konzept Ernährung in Bayern“ von großer Bedeutung, Gemein-
schaftsverpflegungseinrichtungen für gute Verpflegung zu motivieren, zu qualifizieren und das Verpfle-
gungsangebot über Qualitätsstandards zu sichern. 

Fachzentren Ernährung/Gemeinschaftsverpflegung

Die acht Fachzentren Ernährung/Gemeinschaftsverpflegung unterstützen Kitas, Schulen, Gesundheits- und 
Sozialeinrichtungen sowie Betriebe beim Auf- und Ausbau einer gesunden und nachhaltigen Verpflegung. 
Innerhalb der Fachzentren sind die regionalen Vernetzungsstellen Kita- und Schulverpflegung angesiedelt. 

Kompetenzzentrum für Ernährung (KErn)

Das KErn unterstützt die Fachzentren Ernährung/Gemeinschaftsverpflegung durch die Konzeption von Ange-
boten, die Erstellung von Materialien und Tools sowie mit landesweiten Aktionen. Am KErn in Kulmbach 
befindet sich zudem die Fachstelle Kita- und Schulverpflegung. 
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